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Allgemeine Angaben

Befund

Beschreibung der Liegenschaft

Gutachten und Bewertung

Sachwert

Rechte und Lasten

Verkehrswert

Beilagen

Beilage 1 Grundbuchsauszug
Beilage 2 Plandokumentation
Beilage 3 Fotodokumentation
Beilage 4 Energieausweis (Auszug)
Beilage 5 Baubeschreibung
Beilage 6 Schreiben Stadtgemeinde Baden
Beilage 7 Urteil LG Wiener Neustadt
Beilage 8 Beschluss BG Baden
Beilage 9 Gutachten Dipl.-Ing. Kurt Ströhle

Literatur:

+ Liegenschaftsbewertungsgesetz ( LBG )
+ ÖNorm B 1802 Teil 1, Teil 2 und Teil 3
+ ÖNorm B 1800
+ Vergleichswertverfahren Liegenschaftsbewertungsakademie Graz

Kainz, 08/2004
+ Vergleichswertverfahren Donau-Universität Krems - LBA Graz

Hubner, 09/2010
+ Sachwertverfahren Liegenschaftsbewertungsakademie Graz

Kainz, 10/2004
+ Sachwertverfahren Donau-Universität Krems - LBA Graz

Steppan, 10/2010
+ Ertragswertverfahren Liegenschaftsbewertungsakademie Graz

Seiser, 11/2004
+ Ertragswertverfahren Donau-Universität Krems - LBA Graz

Roth, 09/2010
+ Liegenschaftsbewertung, 6. Auflage, Wien 2010

Heimo Kranewitter
+ Verkehrswertermittlung von Grundstücken, Köln 2002

Kleiber - Simon - Weyers
+ Nutzungsdauerkatalog

Landesverband Steiermark und Kärnten, 3.Auflage 2006

INHALTSVERZEICHNIS

Stand: 05.04.2024
GZ-24005-2500_Baden_Hochstraße45-anonym/Gutachten

Seite 2 von 16



ALLGEMEINE ANGABEN

Liegenschaft  E I N F A M I L I E N H A U S  (unfertiger EDELROHBAU)
Grundbuch 04020 Mitterberg EZ 1050
2500 Baden, Hochstraße 45

Auftraggeber Bezirksgericht Baden
2500 Baden, Conrad-von-Hötzendorf-Platz 6
in der Exekutionssache
GZ 5 E 27/23s des Bezirksgerichtes Baden
betreffend Zwangsversteigerung

Auftrag und Zweck Feststellung des Verkehrswertes 
der Bewertung der Liegenschaft

Grundbuch 04020 Mitterberg EZ 1050
2500 Baden, Hochstraße 45
Bewertung erfolgt ohne Inventar

Bewertungsstichtag 07.03.2024

Befundaufnahme /
Besichtigungstag 11.01.2024 (erfolglose Befundaufnahme)

und am
07.03.2024

Grundlagen und Unterlagen
der Bewertung

Grundbuchsauszug vom: 06.01.2024

Besichtigung vom: 07.03.2024

Erhebungen: Grundbuchsabfrage am 06.01.2024
Stadtgemeinde Baden - Bauamt am 09.01.2024
Abfrage Flächenwidmungsplan am 19.03.2024
Abfrage Umweltbundesamt - Verdachtsflächenkataster am 19.03.2024
Erhebungen der Vergleichspreise

Unterlagen / Dokumente:
Bauanzeige Abbruch des bestehenden Gebäudes vom 18.02.2014
Kenntnisnahme der Anzeige Abbruch des bestehenden Gebäudes
   Zahl: ANZ-0038-2014 vom 03.03.2014
Geotechnische Stellungnahme, Dipl.Ing. Thomas Gottschlich vom 14.07.2015
Datenblatt Neuerrichtung Wohnhaus
Einreichpläne vom 10.09.2015
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Baubeschreibung zwei Wohneinheiten und Ordination
Bescheid baubehördliche Bewilligung Wohnobjekt, Zahl: BAU-7091-2015 vom 02.11.2015
Bescheid Baueinstellung, Zahl: BAU-7091-2015 vom 28.11.2016
Baubeginnsmeldung, Bauführerbekanntgabe vom 29.11.2016
Befund zur Beweissicherung Nachbarliegenschaft, Ing. Christian Dümler vom 06.02.2017
Schreiben Stadtgemeinde Baden, Bekanntgabe des Bauführers, Zahl: BAU-7091-2015 vom 18.07.2017
Plan Aufzugsanlage vom 09.11.2018
Beschreibung Aufzugsanlage vom 05.12.2018
Verfahrensleitende Aufforderung  - Bestellung eines Bauführers
   Zahl: BAU-7091-2015 vom 19.12.2018
Nochmalige verfahrensleitende Aufforderung - Bestellung eines Bauführers
   Zahl: BAU-7091-2015 vom 19.03.2019
Bauführerbekanntgabe vom 09.05.2019
Verfahrensleitende Aufforderung (plangemäße Ausführung der Böschung)
   Zahl: BAU-7091-2015 vom 15.05.2019
Stellungnahme zur Beschädigung des Nachbargrundstücks, Geologie Weixelberger GmbH vom 03.06.2019
Bescheid baubehördliche Bewilligung Aufzugsanlage, Zahl: BAU-7053-2019 vom 24.06.2019
Gutachterliche Stellungnahme Baugrubenwand, Kossina & Rausch ZT-GmbH vom 25.06.2019
Baubeginnsanzeige Aufzugsanlage vom 11.07.2019
Anzeige Anrainer betreffend Baugrubenwand vom 16.11.2019
Verfahrensleitende Aufforderung, Sicherungsmaßnahmen Baugrube, Zahl: BAU-7091-2015 vom 27.11.2019
Anzeige Baugebrechen vom 17.12.2019
Stellungnahme zum neuerlichen Hanganschnitt, Geologie Weixelberger GmbH vom 19.12.2019
Schreiben Stadtgemeinde Baden, Sicherungsmaßnahmen der Baugrube
   Zahl: BAU-7091-2015 vom 19.12.2019
Ergänzung der Anzeige Baugebrechen vom 31.12.2019
Befund zur Baugrubensicherung, Dipl.Ing. Hans D. Wistawel vom 11.02.2020
Schreiben Stadtgemeinde Baden betreffend Hangsicherung, Zahl: BES-9005-2020 vom 17.02.2020
Plan Baugrubensicherung vom 06.07.2020
Baubeschreibung Stützmauer, Geländeveränderungen
Bauansuchen Errichtung einer Stützmauer, Geländeveränderungen vom 17.07.2020
Einreichplan Außenanlagen, Stützmauer vom 31.07.2020
Befund und Gutachten Böschungsstandsicherheit, Dipl.-Ing. Kurt Ströhle vom 31.07.2020
Schreiben Anrainer, Einwendungen Stützmauern vom 21.03.2021
Bescheid Verlängerung der Fertigstellungsfrist, Zahl: BAU-7091-2015 vom 08.04.2021
Verfahrensleitende Aufforderung, Errichtung Stützmauern, Zahl: BAU-7079-2020 vom 11.06.2021
Bescheid baubehördliche Bewilligung Errichtung einer Stützmauer, Geländeveränderungen
   Zahl: BAU-7079-2020 vom 14.09.2021
Verfahrensleitende Aufforderung, Überprüfung der ordnungsgemäßen Hangsicherung
   Zahl: BES-9005-2020 vom 27.02.2023
Schreiben Stadtgemeinde Baden, Information über Fristablauf, Zahl: BAU-7079-2020 vom 13.12.2023
Verfahrensleitende Aufforderung, Fertigstellung Wohnobjekt, Zahl: BAU-7091-2015 vom 13.12.2023

Klage vom 22.10.2019
Klagsausdehnung vom 19.11.2019
Klage vom 06.07.2020
Sachverständigengutachten, DI Helmut Neumann vom 07.02.2021
Befund zum Bauakt, DI Helmut Neumann vom 16.03.2021
Gutachterliche Stellungnahme, DI Helmut Neumann vom 12.05.2021
Gutachtensergänzung, DI Helmut Neumann vom 28.07.2021
Gutachten statische Nachweisführung, Dipl.-Ing. Kurt Ströhle vom 02.06.2021
Urteil Landesgericht Wiener Neustadt vom 31.05.2023

Energieausweis vom 22.07.2015
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BEFUND

Grundbuchsauszug
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BESCHREIBUNG DER LIEGENSCHAFT

Gebäudebeschreibung

Quelle: https://atlas.noe.gv.at/atlas

Das Gebäude befindet sich in unfertigem Bauzustand, die Fußböden sind mit Estrich ohne
Oberflächenbelag vorhanden, die Wandoberflächen sind teilweise malermäßig fertiggestellt, die
Fliesenbeläge, die Sanitäreinrichtungen und Sanitärausstattungen fehlen zur Gänze. Geländer und
Absturzsicherungen sind nicht vorhanden. Der Aufzug ist im Aufzugsschacht vormontiert und mit
einer Aufzugskabine ausgestattet, die Verkleidungen und Mauerwerksanschlüsse fehlen, eine
Inbetriebnahme des Aufzugs ist nicht erfolgt. Die Fassaden sind mit Ausnahme der hangseitigen
Fassade nicht hergestellt, die Stahlunterkonstruktionen für die Freiflächen (Balkone und Terrassen)
sind hergestellt. Das Schwimmbecken im Dachgeschoss ist mit einer Schwimmbadfolie ausgeführt,
technische Einrichtungen sowie Geländer und Absturzsicherungen sind keine vorhanden. Im
Kellergeschoss ist im Eingangsbereich ein Feuchteschaden am aufgehenden Mauerwerk sichtbar.
Im Freibereich ist eine Stiegenkonstruktion im Stahlbetonrohbau vorhanden (sollte die beiden
Häuser verbinden), Absturzsicherungen sind keine vorhanden. Nordseitig sind keine
entsprechenden Hangsicherungen vorhanden (siehe dazu Schreiben der Stadtgemeinde Baden
vom 13.12.2023 - siehe Beilage 6 sowie Urteil des Landesgericht Wiener Neustadt 27 Cg 59/19t vom
31.05.2023 - siehe Beilage 7 und Beschluss des Bezirksgericht Baden 5 E 42/23x vom 28.11.2023 -
siehe Beilage 8).

Der Garten ist ungepflegt mit Bauschutt und Gerümpel vorhanden und mit Gestrüpp bewachsen. Die
westseitig des Gebäudes vorhandene Abgrabung wurde mit Spritzbeton oberflächengesichert.

Das villenartige Einfamilienhaus wurde aufgrund der Baubewilligung aus dem Jahr 2015 errichtet und ist bis
dato nicht fertiggestellt, das Gebäude ist im Rohbauzustand vorhanden. Das vorhandene Gebäude ist
gemäß Einreichplan als Haus 2 bezeichnet, das Haus 1 gemäß Einreichplan wurde nicht errichtet. Das
Gebäude besteht aus einem Kellergeschoss, einem Erdgeschoss, einem Obergeschoss und einem
Dachgeschoss (Raumaufteilung siehe Planbeilagen - Beilage 2). Auf der Terrasse im Dachgeschoss
befindet sich ein Swimmingpool, im Kellergeschoss ist eine offene Garage mit zwei PKW-Stellplätzen
vorhanden.
Das Gebäude ist in Massivbauweise (Ziegelbauweise mit Stahlbetonelementen) errichtet, das Dach ist als
Pultdach mit Blecheindeckung ausgebildet. An der Nordseite ist das Gebäude mit einer
Vollwärmeschutzfassade versehen.
Das Einfamilienhaus wird durch Kunststoff/Alufenster belichtet. Die Beheizung und Warmwasserversorgung
des Gebäudes soll durch eine Gas- oder Pellets-Zentralheizung erfolgen, die raumseitige Wärmeabgabe
durch eine Fußbodenheizung (Baubeschreibung siehe Beilage 5). Das Gebäude ist mit einem Aufzug
ausgestattet, der das Kellergeschoss mit den Obergeschossen verbindet.
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Topographie

Nutzfläche Erdgeschoss: rund 101,00 m²
Nutzfläche Obergeschoss: rund 98,00 m²
Nutzfläche Dachgeschoss: rund 48,00 m²
Wohnnutzfläche gesamt: rund 247,00 m²

Nutzfläche Kellergeschoss: rund 116,00 m²
Nutzfläche Garage: rund 57,00 m²

Terrasse EG: rund 28,00 m²
Loggia OG: rund 53,00 m²
Terrasse und Pooltechnik DG: rund 17,00 m²
Schwimmbecken DG: rund 21,00 m²

Lage, Maße und Form

Flächenwidmung

Quelle: https://atlas.noe.gv.at/atlas

Eine vermessungstechnische Überprüfung der Nutzflächen in Bezug auf die Planmaße ist im Zuge
der Befundaufnahme durch den Sachverständigen nicht erfolgt (Angabe Nutzflächen ohne
geodätische Überprüfung des Bestandes).

Die Nutzflächen sind den Einreichplänen vom 10.09.2015 entnommen.

Die Liegenschaft besteht aus dem Grundstück mit der Nr. 528/5 in der EZ 1050 und grenzt ostseitig an die
Hochstraße.
Die Grundstücksfläche weist einen Anstieg in nördlicher Richtung auf.

Bauwerksstatische und vermessungstechnische Überprüfungen sowie bautechnische und
haustechnische Bauwerksüberprüfungen haben durch den Sachverständigen im Zuge der
Befundaufnahme auftragsgemäß nicht stattgefunden (kein bautechnisches Gutachten), die
Beschreibung der vorhandenen Bauausführungen erfolgte ausschließlich durch augenscheinliche
Befundung des Gebäudebestandes (ohne Bauwerksöffnungen).

Gemäß Flächenwidmungsplan des Landes Niederösterreich befindet sich die Liegenschaft im "Bauland 
Wohngebiet - BW" beschränkt auf 2 Wohneinheiten.
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Größe der Liegenschaft

Grundstücksfläche der Liegenschaft EZ 1050 1.580 m²

Anschlüsse

Baubehördliche Bewilligung

Hangsicherung an der nordseitigen Grundstücksgrenze

Das villenartige Einfamilienhaus (latu Einreichplan Haus 2) wurde aufgrund der Baubewilligung, Zahl: BAU-
7091-2015 vom 02.11.2015 errichtet und ist bis dato nicht fertiggestellt. Die Ausführungsfrist laut NÖ
Bauordnung für die Fertigstellung gemäß Baubewilligung ist abgelaufen, das Gebäude ist nicht
fertiggestellt (Siehe Schreiben der Stadtgemeinde Baden vom 13.12.2023 - Beilage 6).
Die nordseitigen Geländeveränderungen wurden nicht hergestellt, die Baubewilligung für die
Herstellung der Geländeveränderungen inkl. Stützmauern vom 14.09.2021 (Zahl BAU-7079-2020) ist
mangels nicht erfolgten Baubeginns abgelaufen. Seitens der Stadtgemeinde Baden wurde mit
Schreiben vom 13.12.2023 (siehe Beilage 6) bescheidmäßig die Errichtung der Hangsicherung
aufgetragen. Diesbezüglich liegt auch ein Gerichtsurteil des Landesgericht Wiener Neustadt (27 Cg
59/19t - siehe Beilage 7) sowie der Beschluss des Bezirksgericht Baden (5 E 4223x vom 28.11.2023 -
siehe Beilage 8) vor.

Öffentliche Versorgungsleitungen (Strom, Wasser, Kanal, Gas…) sind im angrenzenden Straßenzug
(Hochstraße) vorhanden.

Die angegebene Fläche entspricht dem derzeitigen Grundbuchsstand, eine vermessungstechnische
Überprüfung auf Übereinstimmung in der Natur wurde nicht durchgeführt.

An der nordseitigen Grundgrenze sind gemäß Urteil des Landesgericht Wiener Neustadt 27 Cg 59/19 vom
31.05.2023 "sach- und fachgerechte, sowie geeignete Hangsicherungen" errichten zu lassen (siehe
Beilage 7).
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Energieausweis

Bestandsrechte

Kontaminierung

Gemäß Abfrage beim Umweltbundesamt vom 19.03.2024 scheint die bewertungsgegenständliche
Liegenschaft im Verdachtsflächenkataster des Umweltbundesamtes nicht auf.
Eine gesonderte Überprüfung der Liegenschaft auf Kontaminierung wurde nicht durchgeführt.

Die Liegenschaft ist bestandfrei.

Der spezifische Heizwärmebedarf für das Gebäude beträgt gemäß Energieausweis vom 22.07.2015
12,12 kWh/m²a.

Gemäß Beschluss des Bezirksgericht Baden 5 E 42/23x vom 28.11.2023 ist auf Grundlage des zuvor
angeführten Urteils des Landesgericht Wiener Neustadt 27 Cg 59/19t eine Ersatzvornahme durch den
nordseitig angrenzenden Liegenschaftseigentümer auf der bewertungsgegenständlichen Liegenschaft
durchführen zu lassen (siehe auch Beilage 8 und Beilage 9 - Gutachten Ströhle).
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Lage, Verkehrsverhältnisse

Infrastruktur

Die Liegenschaft liegt in sehr guter Wohnlage am Mitterberg in einem überwiegend mit Einfamilienhäusern
und Villengebäuden bebauten Siedlungsgebiet nördlich des Stadtzentrums von Baden bei Wien. Das
Stadtzentrum ist in rund 1,5km erreichbar. Die südliche Stadtgrenze von Wien ist über die A2-Südautobahn
in rund 25km erreichbar.
Der nächstgelegene Autobahnanschluss der A2-Südautobahn ist in einer Entfernung von rund 6km zu
erreichen. 
An öffentlichen Verkehrsmitteln steht in rund 1km Entfernung eine Stadtbuslinie in Richtung Stadtzentrum
und zum Bahnhof Baden (Regionalzüge und Schnellbahnverbindungen Richtung Wien und Richtung
Wiener Neustadt) sowie mit Anschluss an die Wiener Lokalbahn (Badner Bahn) zur Verfügung. 

Die Geschäfte des täglichen Bedarfs und weitere Einkaufsmöglichkeiten stehen vor allem im Stadtzentrum
von Baden bei Wien zur Verfügung. Kindergärten, Volksschulen, eine Neue Mittelschule, zwei BG & BRG,
eine HASCH & HAK sowie diverse Fachschulen befinden sich in Baden bei Wien.
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GUTACHTEN UND BEWERTUNG

Allgemeine Bewertungsgrundlagen

Bewertungsmethode

Für die Berechnung des Verkehrswertes stehen
das Vergleichswertverfahren
das Sachwertverfahren
und das Ertragswertverfahren

zur Verfügung.
Bei jeder Bewertung ist zu prüfen, welches Verfahren zum Ziel führt.

Der Sachwert

Der Bodenwert

Der Herstellungswert (Neubauwert)

Der Wert der baulichen Außenanlagen

Der Wert der sonstigen Anlagen

Der Wert der vorhandenen Anschlüsse

Gärtnerische Anlagen werden nach Erfahrungssätzen bewertet, wobei die Vergütungssätze der Richtlinien
der Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft berücksichtigt werden.

Für die Bewertung der gegenständlichen Liegenschaft wird das Sachwertverfahren als das für
Einfamilienwohnhäuser geeignete Wertermittlungsverfahren angewendet.

Wird für abnutzbare Bauteile und Gegenstände wie der Gebäudewert ermittelt bzw. werden aus
Vereinfachungsgründen meist nur Erfahrungswerte, den Zustand der Anlagen berücksichtigend, verwendet.

Errechnet sich nach der verbauten Fläche bzw. dem umbauten Raum der Objekte, wofür als Ausgangswert
der Neubauwert zum Stichtag der Gutachtenserstellung dient. Dieser Neubauwert ergibt, um den
verlorenen Bauaufwand sowie die technische und wirtschaftliche Entwertung infolge des Baualters und der
Kosten der notwendigen Instandsetzung vermindert, den Gebäudewert als Zeitwert.

Das Ziel der vorzunehmenden Bewertung ist der Verkehrswert der gegenständlichen Liegenschaft. Dieser
wird durch den Preis bestimmt, der im redlichen Geschäftsverkehr von jedermann, demnach unbeeinflusst
von persönlichen und ungewöhnlichen Verhältnissen, nach Beschaffenheit, Lage und Verwertbarkeit des
Bewertungsgegenstandes, bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. Der gewöhnliche Geschäftsverkehr ist
der Handel auf dem freien Markt, bei dem sich der Preis nach dem marktwirtschaftlichen Prinzip von
Angebot und Nachfrage bestimmt.

Wird in der Regel nach dem Vergleichswertverfahren ermittelt.
Dieser wird aus valorisierten Kaufpreisen unbebauter Grundstücke ähnlicher Lage, Größe und
Beschaffenheit und Ausnutzungsmöglichkeit abgeleitet, wobei abweichende Verhältnisse durch Zu- und
Abschläge Berücksichtigung finden.

Der Wert bebauter Grundstücke vermindert sich um die Freimachungs- bzw. Demolierungskosten der
darauf befindlichen Objekte.

Richtet sich nach den zum Stichtag der Gutachtenserstellung geltenden Sätzen und Gebühren.

Setzt sich aus dem Bodenwert, dem Gebäudewert, dem Wert der Außenanlagen und dem Wert der
vorhandenen Anschlüsse zusammen.
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Hinweise zur Bewertung
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Sachwert

Bodenwert

Bewertung

Bodenwert als Vergleichswert

Vergleichsgrundstücke - Kaufvorgänge 2021 bis 2023

Nr Datum KV F y ( y - yl )² Kaufpreis

m² €/m²
1 1.018  1.031,4  4.329,6  1.050.000

2 883  957,0  74,0  845.000

3 2.752  908,4  3.271,8  2.500.000

2.896,8  7.675,4  
yl = 965,6  3.837,7  

Standardabweichung ( s ) = 61,9  
yl + 2s = 1.089,5  €/m²
yl - 2s = 841,7  €/m²

Es befinden sich alle Werte innerhalb der Bereichsgrenzen, womit kein Ausreißer festzustellen ist.

Nr Datum KV F y F * y

m² €/m²

1 1.018  1.031,4  1.049.965  

2 883  957,0  845.031  

3 2.752  908,4  2.499.917  

Summen 4.653  2.896,8  

arithmetisches Mittel 965,6  

Vergleichspreis zum Stichtag: ist rund 970 €/m²  

Ermittlung Bodenwert

berechnen: 1.580 m² x 970  = 1.532.600 €  

10% Abschlag = -153.260 €  

Berücksichtigung sonstiger wertbeeinflussender Umstände 0 €  

Der Bodenwert der Liegenschaft entspricht somit dem ermittelten Vergleichswert.

Bodenwert 1.379.340 €  

Als Vergleichsdaten wurden Preise von Verkaufsvorgängen von Liegenschaften in der näheren Umgebung
in der Katastralgemeinde Mitterberg aus den Jahren 2021 bis 2023 erhoben. 
Die zu bewertende Liegenschaft und die Vergleichsgrundstücke haben die Widmung Bauland -
Wohngebiet. Die Vergleichsgrundstücke sind in der Lage vergleichbar.
Bodenkontaminationen wurden vom gefertigten Sachverständigen nicht untersucht.

Jul.22

Jul.21

Jul.21

Jul.22

Jul.23

Berücksichtigung der vorhandenen Bebauung 
( Bebauungsabschlag ):

Jul.23

4.394.913  

Die Bewertung erfolgt nach dem Vergleichswertverfahren im Sinn des § 4 LBG.
Das Vergleichswertverfahren ist zur Ermittlung des Wertes unbebauter Grundstücke das geeignete
Verfahren.
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Ermittlung des Bauwertes

Normalherstellungskosten

Normalherstellungskosten: pro m² NGF
Wohngebäude / villenartige gehobene Ausführung: € 2.790,00 Stand 2020

BPI 2020 100,0
BPI  IV/2023 133,4
Valorisierungsfaktor= 1,334 € 3.722,00
(Baupreisindex für den Wohn- und Siedlungsbau / BPI 2020)

Wohnnutzfläche gerundet: € 3.720,00

Kellergeschoss gerundet: € 2.600,00 70%

Garage gerundet: € 1.860,00 50%

Terrasse DG gerundet: € 1.120,00 30%

Schwimmbecken DG gerundet: € 2.600,00 70%

Normalherstellungswert

Ermittlungsbasis - Nutzfläche

Wohnnutzfläche: rund 247 m² x 3.720 €/m² =
Kellergeschoss: rund 116 m² x 2.600 €/m² =
Garage: rund 57 m² x 1.860 €/m² =
Terrasse und Pooltechnik DG: rund 17 m² x 1.120 €/m² =
Schwimmbecken DG: rund 21 m² x 2.600 €/m² =

Normalherstellungswert per 03/2024 1.400.100 €  

Berücksichtigung von Teilabweichungen

Abzug für offene Fertigstellungsarbeiten (siehe Beschreibung) rund: 35% = -490.035 €  

Gebäude-Sachwert 910.065 €  

Wirtschaftliche Wertminderung 0 €  

Berücksichtigung sonstiger wertbeeinflussender Umstände

5% berücksichtigt.
ergibt -45.503 €  

Gebäudewert 864.562 €  

Wert der baulichen Außenanlagen

rund -150.000 €  

Bauwert 714.562 €  

Ermittlung des Wertes der sonstigen Anlagen keine vorhanden 0 €  

Wert der sonstigen Anlagen 0 €  

Gemäß Schreiben der Stadtgemeinde Baden vom 
13.12.2023 (Beilage 6) wurde das Bauvorhaben auf 
Grundlage der Baubewilligung vom 02.11.2015 nicht 
fristgerecht fertiggestellt. 
Aus diesem Grund wird ein Abzug in der Höhe von

301.600 €  
918.840 €  

106.020 €  

Als Normalherstellungskosten für das Wohngebäude werden die Richtpreise für Wohnhäuser aus der
Literatur (Empfehlungen für Herstellungskosten aus der Sachverständige 2/2020) mit guter Ausstattung
(Ausstattungsqualität gehoben) zugrunde gelegt.
Die Normalherstellungskosten sind aufgrund der überwiegend privaten Nutzungsmöglichkeit inklusive 
Umsatzsteuer berücksichtigt.

54.600 €  
19.040 €  

abzüglich nordseitige Hangsicherung (Ersatzvornahme laut 
Gerichtsbeschluss) sowie Steinschlichtung westseitig des 
Gebäudebestande inkl. Berücksichtigung für erschwerten Zugang/Zufahrt

Stand: 05.04.2024
GZ-24005-2500_Baden_Hochstraße45-anonym/Gutachten
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Ermittlung des Wertes des Zubehörs keines vorhanden 0 €  

Wert des Zubehörs 0 €  

Ermittlung des Sachwertes

Bodenwert

Bauwert

Wert der sonstigen Anlagen
Wert des Zubehörs

Sachwert 2.093.902 €  

Rechte und Lasten

Ermittlung der Rechte und Lasten

Eintragungen im A2-Blatt: keine Eintragungen

Rechte und Lasten 0 €  

Eintragungen im C-Blatt:

PFANDRECHTE werden im Zuge einer Zwangsversteigerung gelöscht und stellen keine
wertbeeinflussenden Lasten dar.

1.379.340 €  

714.562 €  

0 €  
0 €  

Im Grundbuch der EZ 1050 mit Abfragedatum 06.01.2024 sind folgende Rechte und Lasten eingetragen:

Stand: 05.04.2024
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Verkehrswert 

Sachwert 
Marktanpassung / Berücksichtigung
der Verhältnisse des redlichen Geschäftsverkehrs 0%
Verkehrswert ohne Rechte und Lasten
Rechte und Lasten 

Verkehrswert mit Rechte und Lasten gerundet

( in Worten Euro Zweimillionenneunzigtausend )

Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

Das Gutachten umfasst 16 Seiten.

2.093.902 €

Bauwerksstatische und vermessungstechnische Überprüfungen sowie bautechnische und
haustechnische Bauwerksüberprüfungen haben durch den Sachverständigen im Zuge der
Befundaufnahme auftragsgemäß nicht stattgefunden (kein bautechnisches Gutachten), die
Beschreibung der vorhandenen Bauausführungen erfolgte ausschließlich durch
augenscheinliche Befundung des Gebäudebestandes (ohne Bauwerksöffnungen).

2.090.000 €  Verkehrswert mit Rechte und Lasten

Der Verkehrswert versteht sich als " geldlastenfreier " Wert 
der Liegenschaft EZ 1050 Grundbuch 04020 Mitterberg.

2.093.902 €

Die Ermittlung des Verkehrswertes von Einfamilienhäusern und Wohnimmobilien mit Eigennutzung ist auf
Basis des errechneten Sachwertes abzuleiten. Da bei der Ermittlung des Sachwertes alle
wertbeeinflussenden Faktoren berücksichtigt werden konnten, kann der Sachwert mit dem Verkehrswert
gleichgesetzt werden. Eine zusätzliche Marktanpassung ist nicht notwendig.

0 €
2.093.902 €

2.090.000 €

0 €

Stand: 05.04.2024
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

Stand: 05.04.2024

24005-2500

Grundbuch: 04020 Mitterberg
Einlagezahl: 1050
Bezirksgericht: Baden
Adresse: 2500 Baden, Hochstraße 45

Beilage 1 Grundbuchsauszug
Beilage 2 Plandokumentation
Beilage 3 Fotodokumentation
Beilage 4 Energieausweis (Auszug)
Beilage 5 Baubeschreibung
Beilage 6 Schreiben Stadtgemeinde Baden
Beilage 7 Urteil LG Wiener Neustadt
Beilage 8 Beschluss BG Baden
Beilage 9 Gutachten Dipl.-Ing. Kurt Ströhle

Zur Ermittlung des  V E R K E H R S W E R T E S  der Liegenschaft

INHALTSVERZEICHNIS

BEILAGENSAMMLUNG
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  1

GRUNDBUCHSAUSZUG
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  2

Erdgeschoss

PLANDOKUMENTATION
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  2

Obergeschoss
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  2

Dachgeschoss
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  2

Kellergeschoss
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  2

Schnitte
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  2

Ansichten

Süd

Ost

West
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  3
FOTODOKUMENTATION
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger

BEILAGE  4

AUSZUG AUS DEM ENERGIEAUSWEIS
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Ing. Franz Steiner, AE CIS ImmoZert
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger
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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Landesgericht  Wiener  Neustadt  erkennt  durch die  Richterin  Dr.  Nina Painz-

Skoczdopole in den verbundenen Rechtssachen 

I) 27 Cg 29/19f:

der klagenden Partei Mag. Bernd Gassner, Rainerweg 11/1, 2500 Baden bei Wien, 

vertreten durch Huber Swoboda Oswald Aixberger, Rechtsanwälte GmbH in Wien, wider die 

beklagte Partei Dr. Erika Sprintz-Hansen, Riehler Straße 17, D 50668 Köln, zuletzt vertreten 

durch Dr. Stefan Stoiber, Rechtsanwalt in Wien und 

II) zu 26 Cg 27/20f:

der klagenden Partei Dr. Erika Sprintz-Hansen, Riehler Straße 17, D 50668 Köln, 

zuletzt vertreten durch Dr. Stefan Stoiber, Rechtsanwalt in Wien, wider die beklagte Partei 

Mag.  Bernd  Gassner,  Rainerweg  11/1,  2500  Baden  bei  Wien,  vertreten  durch  Huber 

Swoboda Oswald Aixberger, Rechtsanwälte GmbH in Wien

wegen 

I) zuletzt € 148.832,30 s.A. und

II) € 44.483,53

nach öffentlicher mündlicher Verhandlung zu Recht:

I)

1. Die  Beklagte  ist  schuldig,  dem  Kläger  EUR  28.147,23  samt  4%  Zinsen  seit

24.10.2019 zu bezahlen;

2. Das Mehrbegehren, die Beklagte sei weiters schuldig, dem Kläger € 40.100,07

samt 4% Zinsen sei 24.10.2019 zu bezahlen, wird abgewiesen.

3. Die  Beklagte  ist  weiters  schuldig,  auf  ihrer  Liegenschaft  EZ  1050,  GB 04020

Mitterberg, entlang der Grenze zur Liegenschaft des Klägers EZ 1049, GB 04020 Mitterberg, 

in den Bereichen A, B1 und B2 nach Beilage./A, auf einer Länge von rund 15 m, eine sach- 

REPUBLIK ÖSTERREICH
LANDESGERICHT WIENER NEUSTADT

27 Cg 59/19t
26 Cg 27/20f
(Bitte in allen Eingaben anführen)

Maria-Theresien-Ring 5
2700 Wiener Neustadt

Tel.: +43 2622 21510 395817
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und  fachgerechte,  sowie  geeignete  Hangsicherung  errichten  zu  lassen  sowie  das 

ursprüngliche Geländeniveau und die Geländebeschaffenheit des Grundstücks des Klägers 

wieder herzustellen;

4. Die Beklagte ist weiters schuldig, ab sofort jede weitere Abgrabung des Hanges

entlang der gemeinsamen Liegenschaftsgrenze zwischen der Liegenschaft der Beklagten EZ 

1050, Grundbuch 04020 Mitterberg, und der Liegenschaft des Klägers EZ 1049, Grundbuch 

04020  Mitterberg,  so  lange  zu  unterlassen,  bis  der  Hang  durch  geeignete 

Hangsicherungsmaßnahmen fachgerecht gegen Hangrutschungen abgesichert wurde;

5. Es wird mit Wirkung zwischen dem Kläger und der Beklagten festgestellt, dass

die Beklagte für alle künftigen Schäden aus und im Zusammenhang mit der rechtswidrigen 

Hangabgrabung entlang der Liegenschaftsgrenze zwischen der Liegenschaft der Beklagten 

EZ  1050,  Grundbuch  04020  Mitterberg,  und  der  Liegenschaft  des  Klägers  EZ  1049, 

Grundbuch 04020 Mitterberg, ersatzpflichtig ist.

II)

1. Der Kläger ist gegenüber der Beklagten schuldig, es ab sofort zu unterlassen,

a. das Grundstück der Beklagten, EZ 1 050, KG 04020 Mitterberg, BG Baden, mit der

Grundstücksadresse Hochstraße 45,  2500 Baden,  ohne Zustimmung der  Beklagten zu

betreten sowie Dritte mit dem Betreten des gesamten Grundstückes zu beauftragen und

b. Bepflanzungen jeglicher  Art,  insbesondere Laubbäume,  die sich am Grundstück der

Beklagten  EZ  1050,  KG  04020  Mitterberg,  BG  Baden,  mit  der  Grundstücksadresse

Hochstraße 45,  2500 Baden befinden,  zu beschädigen,  zu entfernen oder  in  sonstiger

Form zu verunstalten.

2. Der Kläger ist weiters schuldig, der Beklagten € 4.000,- samt 4% Zinsen seit dem

19.3.2020 zu bezahlen.

3. Das Mehrbegehren, der Kläger sei weiters schuldig, der Beklagten € 16,483,53

samt 4% Zinsen seit dem19.3.2020 zu bezahlen, wird abgewiesen.

I und II)

Die  Beklagte  ist  schuldig,  dem  Kläger  dessen  mit  € 25.133,74  (darin  enthalten 

€ 3.210,62  an  USt  und  € 5.870,-  an  Barauslagen)  bestimmten  Prozesskosten  binnen  14 

Tagen zu Handen des Klagevertreters zu ersetzen. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e: 

Die  zu  27Cg59/19t  klagende  und  zu  26  cg  27/20f  beklagte  Partei  (idF  Kläger) 

begehrte mit Klage vom 23.10.2019, ausgedehnt in ON 3, modifiziert in ON 64, AS 413, wie 

im Spruch ersichtlich und brachte im Wesentlichen vor, er sei bücherlicher Eigentümer der 

Liegenschaft  EZ  1049,  Grundbuch  04020  Mitterberg,  Hochstraße  47,  2500  Baden.  Die 

Beklagte  sei  bücherliche  Eigentümerin  der  südlichen  Nachbarliegenschaft  EZ  1050 

Grundbuch 04020 Mitterberg, welche infolge der Hanglage tiefer liege, als die Liegenschaft 

des Klägers. 

 Auf  der Liegenschaft  der Beklagten  werde derzeit  ein Wohnhaus errichtet,  dessen 

Rückwand parallel zur und nahe der Liegenschaftsgrenze mit dem Kläger liege. Der Aushub 

der Baugrube sei Ende 2016 erfolgt (./A). Im Zuge dessen, sei der Hang im Grenzbereich der 

beiden Liegenschaften auf einer Länge von rund 35m nahezu senkrecht auf das Niveau der 

Baugrubensohle der Beklagten, sohin bis zu acht Meter tief, abgegraben worden. All  dies 

ohne jede Art der Hangsicherung oder Baugrubensicherung. 

Diese  Abgrabung  des  Hanges  habe  entlang  der  Liegenschaftsgrenze  (./B) 

insbesondere  dazu  geführt,  dass  die  Baugrube  der  Beklagten  unter  Verletzung  der 

Grundstücksgrenze  auf  einer  Länge  von  ca  15m  trapezförmig  in  das  Grundstück  des 

Klägerins  hineinreiche  und  sich  über  ca  12m parallel  zur  Grundstücksgrenze  etwa  1,4m 

innerhalb des Grundstücks des Klägers befinde. (gelb schraffiert ./A).

Der gewachsene Boden am Grundstück des Klägers sei auf einer Fläche von rund 

22m² im Ausmaß von ca 70m³ abgegraben worden, womit dem Zugangsweg zum Wohnhaus 

die erforderliche Stütze entzogen worden sei.

Durch die Abrgrabung einer Fläche von ca 22m² um bis zu 8 m sei dieser Bereich 

durch eine senkrechte Baugrubenwand vom restlichen Grundstück des Klägers getrennt und 

von diesem aus unzugänglich. 

Dem Grundstück des Klägers sei auf der gesamten Länge der Baugrubenwand der 

stützende Hangfuß entzogen worden,  womit statische Maßnahmen zur Hintanhaltung von 

Hangrutschungen  und  Stabilisierung  der  Liegenschaft  des  Klägers  erforderlich  geworden 

seien und das Bauvorhaben des Klägers nur mit deutlich umfangreicheren Fundamenten, als 

ohne rechtswidrige Abgrabung, umgesetzt werden könne. Es bedürfe nun deutlich tiefer in 

den  Boden  einbindender  Fundamentstreifen  und  einer  als  Kragplatte  ausgeführten 

Fundamentplatte  (./D).
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Der Kläger habe von der Abgrabung erstmals Ende November 2016 Kenntnis erlangt. 

Das Bauvorhaben der Beklagten sei im November 2016 baubehördlich gestoppt worden. Die 

Beklagte  habe,  dem  behördlichen  Auftrag  entsprechend,  eine  provisorische 

Oberflächensicherung  durch  Baustahlmatten  und  Spritzbeton  vornehmen  lassen,  welche 

jedoch nicht geeignet sei, dauerhaft weitere Schäden an der Liegenschaft des Klägers zu 

verhindern. 

Über Antrag des Klägers vom 30.12.2016 sei eine gerichtliche Beweissicherung mit 

Befundaufnahme am 2.2.2017 vorgenommen worden. 

Durch die Fortsetzung der Bautätigkeit seitens der Beklagten und insbesondere durch 

die Fertigstellung der  Fassade des Gebäudes auf  der,  der  Hangabgrabung zugewandten 

Seite habe die Beklagte Fakten geschaffen, durch welche die Sanierung der Baugrubenwand 

nur mit erhöhtem Aufwand möglich sei.

Der Kläger  habe ein Angebot  zur Sanierung des Hangabschnitts mit  dem Ziel  der 

Wiederherstellung des ursprünglichen Geländeniveaus sowie der Standsicherheit eingeholt 

(./E, ./F) wonach für die Sicherung und Stabilisierung des Hangs sowie die Wiederherstellung 

des ursprünglichen Geländeniveaus mit Kosten in Höhe von € 65.085,- zu rechnen sei. 

Die Kosten für die umfangreicheren Fundamente für das Haus des Klägers betrügen 

nach einem Kostenvoranschlag der  Sperhansl  Baugesellschaft  mbH vom 14.10.2019 (./I) 

€ 29.247,30.

Es bestehe aufgrund der Absturzhöhe und der drohenden Hangrutschung dringender 

Handlungsbedarf. Es komme bereits zu fortschreitender Erosion und löse sich Erdmaterial 

von  der  Böschungskante.  Ohne  Sanierungsmaßnahmen  sei  jedenfalls  mittelfristig  mit 

Schäden  wie  Loslösung  weiteren  Erdmaterials,  Senkung  oder  Abbrechen  von Teilen  des 

Zugangsweges oder Hangrutschungen zu rechnen. 

Das Vorliegen einer Baubewilligung wäre nur dann hilfreich, wäre die Bauausführung 

durch die Beklagte sach- und fachgerecht und nicht, wie gegenständlich, rechtswidrig erfolgt. 

Selbst  wenn im ursprünglichen Einreichplan eine Stützmauer  vorgesehen gewesen wäre, 

wäre diese zeitnah nach Durchführung der Abgrabung zu errichten gewesen, um ihren Zweck 

zu erfüllen. Die Beklagte habe dafür Sorge zu tragen, dass vor Beginn der Abgrabung die 

notwendigen Bewilligungen für adäquate Hangsicherungen vorliegen. 

Dass die provisorische Hangsicherung mit Metallverankerung behördlich genehmigt 

gewesen sei, werde bestritten, zumal die Baubehörde ohne Zustimmung des Klägers keine 

Hansicherungsmaßnahmen bewilligen könne, die die Liegenschaft des Klägers betreffen.
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Die  seitens  des  Klägers  errichtete  Steinschlichtungsmauer  (./2)  befinde  sich 

überwiegend, wenn nicht ausschließlich in jenem Abschnitt der Liegenschaftsgrenze (C1 und 

C2), welcher  nicht hier, sondern im Verfahren zu 55Cg verfahrensgegenständlich sei. 

Abgesehen davon, befinde sich unter der Steinschlichtungsmauer die bekannte, bis 

zu acht Meter tiefe Abtragung. Diese sei zumindest mitverursachend für allfällige Hangbrüche 

in den Bereichen C1 und C2 und ausschließliche Ursache für allfällige Hangbrüche in den 

hier  gegenständlichen  Abschnitten  A,  B1  und  B2.  Aufgrund  des  nach  wie  vor  von  der 

Abtragung ausgehenden Gefahrenpotentials seien daher sowohl das Unterlassungsbegehren 

als auch das Feststellungsbegehren gerechtfertigt.

Die  Beklagte  als  Nachbarin  des  Klägers  treffe  eine  verschuldensunabhängige 

Schadenersatzverpflichtung  nach  § 364b  ABGB.  Zweck  dieser  Bestimmung  sei  die 

Sicherung der Festigkeit und Standsicherheit eines Nachbargrundstücks. Die rechtswidrige 

Hangabgrabung durch die Beklagte unterliege § 364b ABGB (1Ob15/02s). Der Kläger habe 

daher als geschädigter Eigentümer einen Anspruch auf Unterlassung, auf Wiederherstellung 

und auf Schadenersatz in Form eines Ausgleichsanspruchs, wobei sämtliche Auswirkungen 

auf das Vermögen des Klägers zu berücksichtigen seien (1 Ob 15/02s).

Der Kläger habe, da die ursprüngliche, natürliche Hangstütze nicht wiederherstellbar 

sei,  einen Anspruch auf Herstellung der erforderlichen alternativen Hangstabilisierung. Die 

Hangsicherung  sei  im  Bereich  A  nach  ./A  entlang  der  Liegenschaftsgrenze  auf  der 

Liegenschaft der Beklagten zu errichten. Es sei Sorge zu tragen, dass der betroffene Bereich 

in der Folge faktisch ebenso nutzbar sein werde, wie er es vor der Hangabgrabung gewesen 

sei. Es müsse auch die Oberfläche des neu geschaffenen Geländes so hergestellt werden, 

wie sie ursprünglich vorhanden gewesen sei. Auch in den Bereichen B1 und B2 habe die 

Beklagte für eine Hangstabilisierung zu sorgen. 

Das  Gutachten  des  Sachverständigen  DI  Neumann  werde  bei  der  Auswahl  der 

geeigneten Hangsicherung zu berücksichtigen sein. 

Gemäß dem Gutachten des Sachverständigen DI Roman Sattler (./M) sei von einer 

Beeinträchtigung  der  Liegenschaft  des  Klägers  auf  einer  Fläche  von  150m²  davon 

auszugehen, dass diese Fläche eine zukünftig geminderte Standsicherheit aufweise und/oder 

durch  Sanierungsmaßnahmen  beeinträchtigt  sein  werde.  Daraus  ergebe  sich  nach 

Durchführung einer einwandfreien Sanierung eine verbleibende Wertminderung in Höhe von 

€ 39.500,- 

Darüber  hinaus  begehre  der  Kläger  die  Unterlassung  weiterer  rechtswidriger 

Abgrabungen,  die  zu  befürchten  seien,  da  die  Errichtung  des  Wohnhauses  auf  der 

Liegenschaft  der  Beklagten  noch  nicht  abgeschlossen  sei.  Das  Vorliegen  einer 
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Baubewilligung stehe diesem Unterlassungsanspruch nicht entgegen (1Ob620/94), der durch 

die  Baubewilligung geschaffene Anschein  der  Gefahrlosigkeit  einer  Grundstücksvertiefung 

wirke nur so lange, als das Handeln des Bauführers nicht tatsächlich sorgfalts- und damit 

rechtswidrig sei (7Ob103/98t; 7Ob573/92).

Es  sei  nicht  vorhersehbar,  ob  und  inwieweit  es  infolge  der  rechtswidrigen 

Abgrabungen  auch  nach  Ausführung  einer  Hangsicherung  über  die  Jahre  zu  weiteren 

Schäden  kommen  werde.  Der  Kläger  habe  daher  ein  rechtliches  Interesse  an  der 

Feststellung dass die Beklagte für alle künftigen Schäden aus und im Zusammenhang mit der 

rechtswidrigen Hangabgrabung dem Grunde nach ersatzpflichtig sei. 

Zuletzt  begehre  der  Kläger  den  Ersatz  der  Kosten  für  vorprozessual  eingeholte 

Gutachten in Höhe von insgesamt € 10.967,23 (./J, ./K, ./L, ./M). Dieser Ersatz stehe zu, da 

ein besonderes Interesse an der Sachverhaltsermittlung bestanden habe und die Einholung 

der  Gutachten  notwendig  gewesen  sei  um  festzustellen,  ob  ein  Schaden  vorliege  oder 

Sofortmaßnahmen notwendig seien (1Ob 302/02x). 

Zum Einwand der Verjährung brachte der Kläger vor, es sei unrichtig, dass er seine 

Liegenschaft  zu  einem  Zeitpunkt  erworben  habe,  als  die  Baugrube  bereits  zur  Gänze 

ausgehoben gewesen sei. Hätte die Beklagte am 26.4.2016 die Baugrube bereits zur Gänze 

ausgehoben gehabt, wären die Arbeiten vor der Erteilung der Baugenehmigung durchgeführt 

worden.  Aus dem als  ./O  vorgelegten Teilungsplans sei  ersichtlich,  dass der  entlang der 

Grundstücksgrenze verlaufende Gehweg im Juni 2016 nicht einmal 1m über dem Niveau der 

Liegenschaft der Beklagten gelegen sei. Die bis zu 8m tiefe, an den Gehweg heranreichende 

Baugrube habe somit im Juni 2016 noch nicht bestanden. Dies ergebe sich auch aus einem 

Luftbild (./P) das im Zeitraum 2016 bis 2018 aufgenommen worden sei und angesichts der 

Vollbelaubung der Bäume frühestens aus dem späten Frühjahr oder Sommer 2016 stammen 

könne. 

Zum  Baum  brachte der Kläger vor, es liege kein rechtswidriger Eingriff  vor. An der 

Liegenschaftsgrenze habe sich eine Esche befunden. Diese sei ein  Grenzbaum gewesen, 

dessen Stamm sich zum Teil auf der Liegenschaft der Klägerin und zum Teil auf jener des 

Beklagten befunden habe. 

Der Baum sei augenscheinlich geschädigt und krank gewesen, weshalb der Kläger an 

die Beklagte herangetreten sei, um ihr Einverständnis zur Fällung einzuholen.  Die Beklagte 

habe zugesagt,  sich dies zu überlegen, sei jedoch nicht mehr darauf zurückgekommen. Auf 

eine  E-mail  Anfrage  habe  der  Kläger  keine  Antwort  erhalten.  Die  Beklagte  lebe  in 

Deutschland. Sie sei selten vor Ort und für den Kläger schwer zu erreichen gewesen. 
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Der  Kläger  habe  im Oktober  2017  einen  Sachverständigen  aus  dem Fachbereich 

Landschaftsplanung und Landschaftspflege mit der Begutachtung des Baumes beauftragt. Es 

sei  festgestellt  worden, dass der Baum mit einem Pilz befallen  sei, ihm ein baumfremder 

Bewuchs anhaftete und dass Wipfeldürre sowie ein sehr hoher Totholzanteil bestanden. Die 

Verkehrssicherheit  des  Baumes  sei  nicht  gegeben  gewesen.  Zur  Erhaltung  des  Baumes 

wären  Maßnahmen  und  regelmäßige  Kontrollen  notwendig  gewesen.  Auch  der 

Sachverständige habe als Alternative die Fällung empfohlen (./1-B).

Der  Kläger  sei  als  Baumhalter  verpflichtet,  alle  zur  Abwendung  von  Schäden 

erforderlichen und ihm zumutbaren Sicherungsmaßnahmen zu setzen.  

Da auf  dem Grundstück der  Beklagten  bereits Bautätigkeiten durchgeführt  worden 

seien  und Personen verkehrt haben,  habe  sich der Bekl gezwungen gesehen, auf eigene 

Kosten den Baum zu fällen, dies ohne Einwilligung, weil ein weiteres Zuwarten im Hinblick 

auf die Gefahrenabwehr nicht zumutbar  gewesen sei nachdem die  Beklagte  auf zahlreiche 

Kontaktversuche nicht reagiert habe und nicht erreichbar gewesen sei. Der Kläger sei davon 

ausgegangen,  dass das Fällen  des Baumes im Interesse der  Beklagten liege.  Hätte der 

Kläger  den  Baum  nicht  gefällt,  wäre  er  zwischenzeitig  eingegangen,  da  mangels 

Erreichbarkeit der Beklagten andere Sicherungsmaßahmen nicht durchgeführt werden hätten 

können. 

Es  habe  eine  Pflichtenkollision  vorgelegen,  was  ein  rechtswidriges  Verhalten 

ausschließe.

Die Fällung des Baumes habe nur wenig Zeit in Anspruch genommen, der Baum sei 

im Ganzen gefällt und auf der Liegenschaft des Bekl zerkleinert und entsorgt worden. In das 

Eigentum der Beklagte sei nur unter größtmöglicher Schonung eingegriffen worden. 

Wiederholungsgefahr liege nicht vor. Der Kläger habe die Liegenschaft der Beklagten 

nur  einmal  ohne  Zustimmung  betreten,  dies  im  Jahr  2019,  um  Lichtbilder  von  der 

Hangabgrabung anzufertigen, da Sorge bestand habe, der Hang könnte abrutschen. Dass 

dieses Betreten zur Anfertigung von Lichtbildern und auch das Fällen ohne Zustimmung der 

Beklagten erfolge, sei einzig der Unerreichbarkeit der Beklagten geschuldet.  

Der  einzige  Zweck  der  Baumfällung  im  Jahr  2018  sei  die  Wahrung  der 

Verkehrssicherungspflichten gewesen. Die Gefahr sei beseitigt, keine weiteren Bäume an der 

Liegenschaftsgrenze vorhanden. 

Der  Kläger  achte das Eigentumsrecht der Beklagten und  werde  deren Liegenschaft 

weder betreten noch in deren Pflanzbestand in irgendeiner Weise eingreifen.
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Das kurzfristige Betreten der Liegenschaft,  zum Zweck,  Gefahr von rechtswidrigen 

Hangabgrabungen abzuwenden bzw. die Verkehrssicherheit eines Baumes zu überprüfen sei 

weder rechtswidrig noch bestehe Wiederholungsgefahr.

Es liege kein Schaden vor. Die Beklagte habe im Zeitpunkt der Fällung des Baumes 

auf  ihrer  Liegenschaft  ein  Wohnhaus  errichtet.  Zur  Schaffung  der  Baugrube  habe  die 

Beklagte im Herbst 2019 Abgrabungen so durchgeführt, dass auf einer Länge von rund 19m 

eine  rund  6m  tiefe  nahezu  senkrechte  Baugrubenwand  geschaffen  worden  sei.  Der 

abgegrabene Bereich umfasse auch den früheren Standort des Baumes. Im Zuge dieser 

Arbeiten wäre der Baum daher ohnehin zu entfernen gewesen, jedenfalls aber wären ihm 

wesentliche Teile  seines Wurzelstocks abhanden gekommen. Damit  wäre der Baum nicht 

mehr standsicher gewesen und hätte entfernt werden müssen, um die Gefahr zu bannen, 

dass er auf die Liegenschaft der Beklagten und das dort in Errichtung befindliche Wohnhaus 

beschädige.

Der Kläger hätte die Zustimmung der  Beklagten  zur Entfernung des Baumes auch 

klagsweise durchsetzen können. Aufgrund des festgestellten Zustands ist nicht erkennbar, 

aus welchen Gründen ein Gericht die Zustimmung der Beklagten nicht ersetzt hätte. 

Wegen  Gefahr  im  Verzug  sei  es  dem  Kläger  auch  nicht  möglich  gewesen,  die 

Zustimmung  der  Beklagten  abzuwarten.  Der  Baum  hätte  auch  bei  rechtmäßigem 

Alternativverhalten gefällt werden dürfen, was einen Schadenersatzanspruch ausschließe. 

Zur Höhe des Anspruchs brachte der Kläger vor, die Beklagte verlange den Ersatz für 

einen gesunden Großbaum. Aufgrund der Fällung eines kranken Baumes mit eingeschränkter 

Vitalität  können  jedoch  nicht  die  Kosten  für  einen  gesunden  und  vitalen  Baum  verlangt 

werden. ./C beziehe sich darüber hinaus auf eine Linde. Der gefällte Baum sei  eine Esche 

gewesen. 

Die  zu  27Cg59/19t  beklagte  und  zu  26Cg27/20f  klagende  Partei  (idF Beklagte) 

bestritt das Klagebegehren dem Grunde und der Höhe nach und brachte im Wesentlichen 

vor,  sie  habe das gegenständliche Grundstück mit  Kaufvertrag vom 17.2.2014 erworben, 

unverzüglich den Altbestand abgerissen und die Baugrube ausgehoben. Sämtliche mit den 

Aushubarbeiten  verbundenen  Arbeiten  haben  konzessionierte  Unternehmen  sach-  und 

fachgerecht durchgeführt. Es habe zu keiner Zeit die Gefahr eines Hangrutsches bestanden. 

Es seien lediglich Maßnahmen gesetzt worden, die der Baubehörde gemeldet und von dieser 

genehmigt gewesen seien. 
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Es  sei  auch  eine  Stützmauer  über  die  gesamte  Länge  des  Grundstücks  geplant 

gewesen, die nur aufgrund der Säumnis der Behörde noch nicht errichtet worden sei, da die 

Bewillligung für die Errichtung noch nicht erteilt worden sei. 

Die  provisorische  Hangsicherung,  welche  auch  Metallverankerungen  vorgesehen 

habe, sei von der Baubehörde so genehmigt gewesen. 

Die  Beklagte  habe  alles  ihr  Mögliche getan,  um die  Liegenschaft  des  Klägers  zu 

sichern. 

Der Kläger habe das beauftragte Bauunternehmen laufend aufgesucht und belästigt 

und habe dessen Arbeitsweise beanstandet. 

Der  Kläger  habe  auch  eigenständig  und  ohne  Zustimmung  der  Beklagten 

Grenzpfosten versetzt, um eine auf dem Grundstück der Beklagten befindlichen mindestens 

15m hohen Baum durch das von ihm beauftragte Unternehmen fällen lassen zu können.

Zwischenzeitig  habe  sie  sämtliche  allfälligen  Schäden  am  Nachbargrundstück 

behoben. Die behauptete Hangsicherung sei zur Herstellung des ursprünglichen Zustands 

nicht notwendig. Auch die Wertminderung des Grundstücks werde bestritten. 

Der  Kläger  habe  im  Frühjahr  2021  auf  seiner  Liegenschaft  umfangreiche 

Geländeveränderungen, insbesondere Aufschüttungen bis zu zwei Metern Höhe entlang der 

Grundgrenze westlich seines Hauses vorgenommen, teilweise sei auch eine zwei Meter hohe 

Steinschlichtungsmauer  auf  der  Böschung  errichtet  worden.  Diese  Aufschüttungen  wären 

bewilligungspflichtig gewesen, da nach der Bebauungsverordnung vom 25.9.2018 § 2 Punkt. 

4.1  künstliche  Geländeveränderungen  von  mehr  als  50cm  ohne  entsprechende 

baubehördliche  Bewilligung  und  Ortsbildgutachten  nicht  zulässig  seien.  Sie  seien  jedoch 

ohne Bewilligungen vorgenommen worden und somit rechtswidrig. 

Durch diese Aufschüttungen habe der Kläger jegliche weitere Abtragungen durch die 

Beklagte  tatsächlich  unmöglich  gemacht,  da  durch  das  ungesicherte  Auflegen  der 

Steinschlichtungsmauer  die  Gefahr  eines  Böschungsbruchs  samt  Abrutschen  der 

Mauersteine im gesamten Bereich westlich des Hauses des Klägers erwartet werden müsse. 

Es  sei  dadurch  in  Kenntnis  des  vorliegenden  Sachverständigengutachtens,  sohin  grob 

fahrlässig eine konkrete Gefahrenlage geschaffen worden (./2). 

Das Unterlassungs- und das Feststellungsbegehren, die sich jeweils auf die gesamte 

Grundgrenze bezögen,  seien viel  zur weitgehend formuliert,  da die Hangabtragungen der 

Beklagten  nicht  rechtswidrig  gewesen  seien  –  dies  im  Gegensatz  zu  den 

Geländeveränderungen des Klägers.
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Der Kläger sei auch nicht berechtigt, eine bestimmte Hangabsicherung zu begehren. 

Es  sei  der  Beklagten  als  Grundeigentümerin  vorbehalten,  die  Sicherungsmaßnahmen zu 

wählen. (./1). 

Mit  Bescheid  der  Stadtgemeinde  Baden  vom  14.9.2021  sei  der  Beklagten  die 

Baubewilligung  für  Geländeveränderungen,  Errichtung  einer  Steinschlichtungs-Stützmauer 

und Herstellen von Flügelmauern in  Baden,  Hochstraße 45,  Parz.  Nr 528/5 EZ 1050 KG 

Mitterberg unter Einhaltung der Bestimmungen der NÖ Bauordnung 2014 samt zugehörigen 

Verordnungen erteilt  worden (./4). Dieser Bescheid sei in Rechtskraft erwachsen. Aus der 

Baubewilligung ergäben sich all jene Maßnahmen, die seitens der Beklagten ergriffen werden 

müssten. Für darüber hinaus gehende Maßnahmen sei kein Anlass ersichtlich. 

Das Klagebegehren sei darüber hinaus zumindest teilweise verjährt: Der Kläger habe 

seine  Liegenschaft  am  26.4.2016  erworben,  zu  einem  Zeitpunkt,  da  die  Baugrube  am 

Grundstück  der  Beklagten  bereits  zur  Gänze  ausgehoben  gewesen  sei.  Er  habe  die 

Liegenschaft in Kenntnis des Aushubs erworben, das Klagebegehren sei daher zumindest 

soweit es auf Schadenersatz gestützt werde, verjährt. 

Zum Thema des Baumes brachte die Beklagte vor,  auf ihrem Grundstück habe sich 

ein  zehn  Meter  hoher  Laubbaum  befunden.  Der  Kläger  sei  mehrmals  an  die  Beklagte 

herangetreten, dass er den Baum gerne fällen würde, die Beklagte habe hierzu jedoch nicht 

ihr Einverständnis erteilt. 

Am  13.2.2020  habe  sich  herausgestellt,  dass  der  Kläger  den  Baum  ohne 

Einverständnis der Beklagten gefällt habe. Das Fällen sei nur vom Grundstück der Beklagten 

aus möglich gewesen. 

Der Kläger habe den Baum gefällt, weil er seinen Ausblick gestört habe.  Während der 

Fällung  habe  er  das  Grundstück  der  Beklagten  betreten  und  habe  sich  gemeinsam  mit 

Arbeitern für mehrere Stunden dort  aufgehalten.  Dadurch  werde die Wiederholungsgefahr 

indiziert. Beim Eingriff in ein absolut geschütztes Recht indiziere der einmalige Eingriff  die 

Wiederholungsgefahr. Für den Wegfall der Wiederholungsgefahr wäre die Bekl behauptungs- 

und beweispflichtig.

Es bestehe kein Anhaltspunkt dafür, anzunehmen, dass der  Kläger  gewillt  sei,  von 

künftigen Störungen Abstand zu nehmen (RS 0012087) 

Die Böschung sei dort, wo der Baum gestanden habe, nicht abgegraben worden. Die 

Beklagte hätte den Baum jedenfalls erhalten wollen.
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Die  Beklagte  müsse  nun  eine  Ersatzpflanzung  vornehmen.  Für  einen  Laubbaum 

derselben  Art  mit  derselben  Höhe  und  demselben  Kronendurchmesser  habe  sie  einem 

Kostenvoranschlag der Gärtnerei Starkl zufolge € 20.483,53 zu bezahlen. 

Dass die Beklagte nicht wisse, um welche Baumart es sich handle, liege daran, dass 

sie  nicht  fachkundig  in  Bezug  auf  Bäume  sei.  Als  Grundlage  könne  aber  der 

Kostenvoranschlag für eine Linde herangezogen werden. 

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die vorgelegten Urkunden ./A - ./X, -

1 - ./… [zu 27Cg 59/59t] und ./A-B -./-B sowie ./1-B - ./4-B [zu 26Cg27/20f], durch Verlesung 

des  Beweissicherungsaktes  7Nc  1/17v;  Durchführung  eines  Lokalaugenscheins  (ON 34), 

Einholung von Befund und Gutachten aus dem Fachbereich Grundbau, Bodenmechanik und 

Statik  samt Gutachtenserörterungen SV DI Helmut Neumann, ON 44, ON 47, ON  59, ON 

64, ON 67, ON 78, ON 87, ON 89; Einvernahme der Zeugen Mehmet Turan ON 34, AS 136ff; 

Salah Sassi, ON 34, AS 138ff; DI Hans Wistawel, ON 34, AS 139ff; Gerald Rausch, ON 34, 

AS 146ff; Peter Obermeier, ON 34, AS 151ff; Klaus Gillig, ON 64, AS 413ff; DI Kurt Ströhle, 

ON 64, AS 429ff  sowie des Mag. Bernd Gassner (ON 34, AS 153ff; ON 47, AS 231ff; ON 

106,  183ff)  und  der  Dr.  Erika  Sprintz-Hansen  (ON 47,  AS 261ff;  ON 106,  AS 171ff)  als 

Parteien. 

Auf die Einvernahme des Zeugen Keil wurde ausdrücklich verzichtet (ON 64, AS 451).

Danach steht folgender Sachverhalt als erwiesen fest: 

Der Plan Beilage ./A wird zum Bestandteil des Urteils erklärt. 

Zu I) Abgrabungen:  

Der Kläger ist  Eigentümer der Liegenschaft EZ 1049, Grundbuch 04020 Mitterberg, 

Hochstraße 47, 2500 Baden. Die Beklagte ist Eigentümerin der südlich an die Liegenschaft 

des  Klägers  angrenzenden  Nachbarliegenschaft  EZ  1050,  Grundbuch  04020  Mitterberg 

(außer Streit, ON 5, 2).

Der  Kläger  erwarb  die  Liegenschaft  im  April  2016.  Zu  diesem  Zeitpunkt  war  die 

Baugrube auf der Liegenschaft der Beklagten noch nicht vorhanden (Kl ON 47, AS 233f; ./P). 

Die Liegenschaften befinden sich in Hanglage. Die Liegenschaft der Beklagten liegt 

von  der  Liegenschaft  des  Klägers  aus gesehen  hangabwärts.  Das  Grundstück  weist  ein 

starkes Nord-Süd-Gefälle auf. Die Nordseite der Liegenschaft  ist um ca 4,5 höher als die 

Südseite (SV, Baubeschreibung zu ON 59, AS 311). 
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Die Beklagte lebt in Deutschland. Sie beauftragte mit der Planung und Einreichung 

des Projekts  einen Wiener  Architekten und in  der  Folge ein  Bauunternehmen,  die  Firma 

EOOS, mit der schlüsselfertigen Errichtung (Bekl, ON 47, AS 261). Die Firma EOOS vergab 

die Arbeiten an ihr Subunternehmen, die GHD-Bau, für die der Zeuge Gillig tätig war (Gillig 

ON 64, 415). Die Beklagte selbst war etwa einmal pro Monat vor Ort (Bekl ON 47, AS 261).

Das  Haus  der  Beklagten,  ein  Massivbau  mit  zwei  Vollgeschoßen,  wurde  mit 

Hangeinschnitten  nächst  der  Grundstücksgrenze  errichtet  und  auf  eine  durch  Abgrabung 

geschaffene  „Hangterrasse“  aufgesetzt,  sodass  vom  Erdgeschoß  aus  ein  ebenflächiger 

Ausgang auf die Terrasse gegeben ist (./A, SV ON 44, 187f). 

Am 24.11.2016  wurde  der  Kläger  durch  den  von  ihm  beauftragten  Planer  darauf 

hingewiesen, dass das Nachbargrundstück abgegraben worden war. Der Planer übermittelte 

ihm das Lichtbild 5 aus ./C (Kl ON 47, AS 233f). 

Zur Vertiefung des Grundes des Klägers 

Bevor die Abgrabungen getätigt wurden, wurde die Grundgrenze zwar über Auftrag 

der GHD Bau von einem Vermessungsingenieur gekennzeichnet, es gestaltete sich jedoch 

schwierig, auf der vorhandenen steilen Böschung eine gerade Kante zustande zu bringen 

(Gillig, ON 64, AS 415). 

Die Abgrabungen reichten in der Folge im östlichen Teil des Grundstücks im Bereich 

hinter  dem  Gebäude  der  Beklagten  bis  zu  1,5m  in  das  Grundstück  des  Klägers  hinein 

(Bereich A der Beilage ./A ; ./U). Der von der Straße zum Haus des Klägers führende Gehweg 

ist  Altbestand.  Er  verläuft  etwa  1,5m  von  der  Grundstücksgrenze  entfernt.  Nach  der 

Abgrabung war dieser Abstand vom Gehweg zur Baugrube nicht mehr gegeben (Kl ON 34, 

AS  156;  ON  47,  235;  Rausch  ON  34,  AS  150;  Lichtbild  2  ./C).  Die  Distanz  von  der 

Abbruchkante zu den Waschbetonplatten des Gehweges betrug teilweise nur noch 18cm (ON 

64, AS 417; Lokalaugenschein,  ./A, ./U, 7Nc 1/17v, Lichtbilder 8, sowie 18ff, l/C, Lichtbilder 

10 und 11). 

Seitens der Baufirma GHD Bau war der Zeuge Gillig zuständig und verantwortlich für 

die  Erdarbeiten  und  die  Errichtung  des  Rohbaus.  Der  Zeug  Gillig  ist  allerdings  nicht 

Baumeister,  sondern  Kaufmann  (Gillig,  ON  64,  AS  421f).  Die  technischen  Vorgaben 

stammten vom seitens der Beklagten beauftragten Architekten, Ausführungspläne und auch 

das Material erhielt der Zeuge Gillig jeweils von der Firma EOOS. Seine Arbeiter sollten die 

Arbeiten  so  ausführen,  wie  es  diesen  Vorgaben  entsprach  (Gillig,  ON  63,  AS  425).  Er 

beschäftigte  zwei  Baumeister,  David  Haden  und  Kurt  Promitzer,  die  für  die  technischen 

Angelegenheiten zuständig waren und die Baustelle koordinierten (Gillig, ON 64, AS 427). 

12 von 22

27 Cg 59/19t

Hinterlegt am 31.05.2023 - 15:44 



Zur Reduktion der Standsicherheit 

Die gegenständlichen Abgrabungen wurden nicht sach- und fachgerecht durchgeführt, 

da keine Sicherungsmaßnahme gegen Böschungsbruch ausgeführt wurde (SV ON 44, AS 

195).  

Es wurde zum Teil nicht nur bis zum Boden des Erdgeschoßes des Gebäudes auf 

dem Grund der Beklagten abgegraben, sondern noch weiter, da sich darunter noch ein Keller 

und noch weiter darunter auch eine Garage befinden (Rausch ON 34, AS 148).

Durch den tiefen Einschnitt in den Hang besteht die Gefahr eines Böschungsbruchs. 

Noch hat  sich kein Bruchmechanismus im Boden ausgebildet.  Die Festigkeit  des Bodens 

bleibt  erhalten,  bis  die  einwirkenden  Spannungen  im  Boden  zu  einem Bruch  (Versagen) 

führen.  Sobald  sich  aber,  etwa  durch  den  Eintrag  von  Wasser  ein  Bruchmechanismus 

ausbildet, ist die Festigkeit des Bodens beeinträchtigt (SV, ON 44, AS 190f). 

Die rechnerische Standsicherheit des Bodens ist nicht ausreichend (./T, SV ON 44, 

191). Das Versagen des Bodens ist zu erwarten (SV ON 44, AS 191).

Um  den  Hang  dauerhaft  zu  befestigen  sind  standsichere  Stützbauwerke  auf  der 

Liegenschaft der Beklagten zu errichten und der Arbeitsgraben ist mit geeignetem Material zu 

hinterfüllen.  Die  Standsicherheit  ist  ohne  Zusatzmaßnahmen  rechnerisch  dauerhaft  nicht 

gegeben (SV ON 44, AS 194, 196, ON 64, AS 439). Für die Stützbauwerke sind erdstatische 

Nachweise zu führen (SV ON 44, AS 194, 196).

Auch  wenn  grundsätzlich  davon  auszugehen  ist,  das  die  Standsicherheit  derzeit 

gegeben ist, besteht die Gefahr, dass sich, etwa durch Durchfeuchtung, die Kohäsion auflöst 

und  die  Standfestigkeit  erheblich  reduziert  wird.  Das  kann  auch  beim  gegenständlichen, 

dichten  Material,  wo  es  länger  dauert,  bis  das  Wasser  in  tiefere  Schichten  vordringt, 

passieren, wenn es etwa über längere Zeiträume immer wieder stark regnet,  sodass das 

Erdreich nicht hinreichend auftrocknet und langsam durchfeuchtet oder auch, wenn etwa ein 

Pool  auf  dem Grundstück  des Klägers undicht  wird und langsam aber  stetig  Wasser  ins 

Erdreich  dringt.  Es  kann  nicht  ausgeschlossen  werden  und  ist  auch  nicht  sehr 

unwahrscheinlich, dass es bei einem so dichten Boden, wie er gegenständlich vorliegt, zu 

einer  solchen Durchfeuchtung kommt,  dass ein  Hangrutsch bewirkt  wird.  Innerhalb  eines 

Zeitraums von mehreren Jahren ist es sogar durchaus wahrscheinlich. Sollte es zu einem 

Hangbruch kommen, wenn das Erdreich also einmal beginnt,  sich zu bewegen, wird man 

kaum mehr in der Lage sein, das abzufangen (Ströhle, ON 64, AS 443ff). 
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Zur Bebaubarkeit der Liegenschaft

Die  Bebaubarkeit  der  Liegenschaft  des  Klägers  wurde  durch  die  Abgrabung 

beeinflusst, da die Auflast des Bauwerks des Klägers Einfluss auf die Standsicherheit nimmt 

(./F). Es wurden daher infolge der Abgrabungen Verstärkungen im Fundament des auf dem 

Grundstück  des  Klägers  zu  errichtenden  Wohnhauses  notwendig  (SV  ON 64,  AS  453, 

Rausch, ON 34, AS 148f). 

Im  Zuge  der  Bebauung  wurde  dem  durch  die  Errichtung  von  Magerbetonrippen 

Rechnung  getragen  (./S),  dadurch  ergibt  sich  eine  tiefere  Lasteinleitung  außerhalb  des 

Gleitkörpers. Das Versagensrisiko wurde hier im Vorfeld richtig eingeschätzt (SV ON 44, AS 

191f; ./G, ./E). 

Der  Kläger  wählte  diese Vorgehensweise auf  Anraten  des von ihm beigezogenen 

Statikers, des Zeugen Rausch. Es wurde die Bodenplatte in einem Teilbereich als verstärkte 

Kragplatte ausgeführt  (Kl ON 47,  AS 249) und darüber hinaus wurden Magerbetonrippen 

verbaut. Durch diese zusätzlichen Maßnahmen sind Mehrkosten entstanden (Kl ON 47, AS 

249). Die Kosten für die Magerbetonrippen betragen etwa € 16.480,- (SV ON 44, AS 192) . 

Die Mehrkosten für die verstärkte Fundamentplatte € 715, - (SV ON 64, AS 457). Daraus 

errechnen  sich  Mehrkosten  für  die  zusätzlich  notwendige  Fundamentierung  in  Höhe  von 

insgesamt € 17.180-, (SV ON 64, AS 457).

Die Fundamentierung wurde so ausgeführt, wie es sich aus den vorgelegten Plänen 

ergibt (Rausch, ON 34, AS 148f).

Die  erst  infolge  eines  behördlich  verfügten  Baustopps  nachträglich  ausgeführte 

Spritzbetonschale (Gillig, ON 64, AS 419) stellt keine Hangsicherungsmaßnahme dar (SV ON 

44,  AS 199;  ON 47,  AS 269;  Ströhle,  ON 64,  AS 433),  sondern  eine  Oberflächen-  und 

Erosionssicherung mit geringer statischer Funktion (SV ON 34, AS 143f).

Zur Wiederherstellung des ursprünglichen Geländeniveaus 

Wenn die ursprüngliche Geländeform wieder hergestellt werden soll, ist es notwendig, 

lageweise, sohin Schichten von 30 bis 40 cm zu verdichten, weil sich sonst im Bereich der 

Hinterfüllung nachträgliche Setzungen und Verformungen ergeben, die in den Bereich des 

Nachbargrundstücks hineinragen  (Ströhle, ON 664, AS 433f; SV On 64, AS 451; ON 87, AS 

85) .

Es ist auch unter Berücksichtigung der aktuellen Bebauung technisch möglich, den 

ursprünglichen  Zustand  des  Grundstücks  wieder  herzustellen  (SV  ON 44,  AS  198).  Bei 
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Verwendung von geeignetem Material  ist  es möglich,  die Verdichtung derart  auszuführen, 

dass  danach  jene  Bodenqualität  gegeben  ist,  die  vorher  gegeben  war.  Das  derzeit 

eingebrachte  Füllmaterial  ist  sehr  feinkörnig  und  daher  nicht  notwendigerweise  geeignet, 

hinreichend verdichtet zu werden  (SV ON 64, AS 457;  ON 87, 89). 

Durch die GHD Bau wurde der Bereich zwischen Hausmauer und Grundgrenze mit 

Schotter und Erdmaterial wieder hinterfüllt. Es erfolgte jedoch weder eine gezielte Auswahl 

des einzubringenden Materials, noch eine hinreichende Verdichtung. Jedenfalls handelt es 

sich  bei  dem  eingebrachten  Material  nicht  um  den  für  Hinterfüllungen  üblicherweise 

verwendeten Wandschotter (RK0/63) (SV ON 44, AS 189).

Es bilden sich immer wieder deutliche Setzungsrisse im Verfüllmaterial  (./C, Lichtbild 

14; Kl On 47, 249). Darüber hinaus sind im westlichen Bereich des Grundstücks zum Hang 

parallel verlaufende Risse im Erdreich vorhanden, die darauf schließen lassen, dass sich die 

Böschung bewegt (Lokalaugenschein; SV ON 34, AS 152). Auch entlang der Stiege hat sich 

im  Erdreich  eine  tiefe  Furche  gebildet  (Kl,  ON 34,  AS  155;  Lokalaugenschein;  Rausch, 

ON 34, AS 150).). 

Ein  nicht  verdichteter  Boden  schafft  keine  hinreichende  Standfestigkeit  bzw. 

Stützwirkung, eine Verdichtung des Erdreichs bzw. Aufschüttmaterials im Bereich zwischen 

Hauswand und Grundstückskante ist daher jedenfalls erforderlich (SV ON 44, AS 199f; ON 

64, AS 453). Der Austausch des Erdreichs mit nachträglicher Verdichtung wird etwa € 8.000,- 

kosten (SV ON 64, AS 453). 

Zur Wertminderung 

Ausgehend davon,  dass die  Verdichtung ordnungsgemäß durchgeführt,  wieder  die 

ursprüngliche Bodenqualität hergestellt  und Stützbauwerke fachgerecht ausgeführt werden, 

liegt  keine Wertminderung vor  (SV ON 44,  AS 198,  200;  On 64,  AS 457).  Eine lediglich 

zwischenzeitlich  vorgelegene   geringere  Verdichtung,  die  revisibel  ist,  bewirkt  keinen 

Nachteil, der sich auf den Wert der Liegenschaft auswirken würde.

Zur seitens des Klägers errichteten Steinschlichtungsmauer

Der  Kläger  errichtete  auf  seinem  Grundstück  nachträglich  eine  Steinschlichtungs-

mauer. Aus der Errichtung dieser Mauer ergibt sich keine wesentliche Auswirkung auf die 

erforderlichen Maßnahmen zur Hangabsicherung, insbesondere ist nicht damit zu rechnen, 
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dass  die  Kosten  für  eine  sach-  und  fachgerechte  Hangabsicherung  aufgrund  der 

Steinschlichtungsmauer höher wären als vor deren Errichtung (./X, SV On 87,II, AS 75)

Zu den Kosten der seitens des Klägers eingeholten Sachverständigengutachten 

Der  holte  infolge  der  massiven  Abgrabung  des  Nachbargrundes  im  Vorfeld  der 

Errichtung  seines  Einfamilienhauses  Stellungnahmen und  Gutachten  ein,  um abzuklären, 

inwieweit  der  Bau  seines  Hauses  trotz  der  Abgrabung  noch  möglich  und  welche 

Sicherheitsmaßnahmen allenfalls unmittelbar zu ergreifen seien. 

Entsprechende  Stellungnahmen  wurden  durch  das  Ingenieurbüro  für  Geologie, 

Weixelberger,  das  Zviltechnikerbüro  für  Bauingenierwesen,  (Planung,  Statik,  Konstruktion) 

Kossina&  Rausch  ZT-GmbH  ,  das  Architektenbüro  Ribarisch  erstattet.  Es  wurden  die 

Honorarnoten ./J,  ./K und ./L in  Höhe von insgesamt  € 10.967,23 gelegt  und seitens des 

Klägers bezahlt.  

Zum Baum : 

Der strittige Baum, eine Esche, stand auf dem Grundstück der Beklagten, nahe der 

Grenze zum Grundstück des Klägers (./1-B;./E-B). 

Der Baum war 18 m hoch und hatte einen Stammdurchmesser von 48 cm. Er war 

nicht  mehr vollständig gesund (Gillig,  ON 64,  429).  Seine Vitalität  wurde mit  „3“  von vier 

Stufen,  als  „mittel“  und  seine  Verkehrssicherheit  als  „Verkehrssicher  nach  Maßnahme“ 

eingestuft.  Für  die  weitere  Vorgehensweise  wurden  seitens  des  Sachverständigen  als 

Alternativen  die  Kronenpflege  und  im  Hinblick  auf  das  anzunehmende  Fortbestehen  der 

Pilzinfektion und dem damit verbundenen regelmäßigen Kontroll- und Pflegeaufwand auch 

die Fällung in den Raum gestellt (./1).

Der Kläger kontaktierte die Beklagte per Telefon, um ihr Einverständnis zur Fällung 

des Baumes einzuholen und übermittelte ihr ein Foto des Baumes per Mail (Kl ON 34, AS 

154f).  Die Beklagte erteilte ihre Zustimmung allerdings nicht (Kl, 106, 197; Bekl 106, 175f). 

Im Jahr 2018 wurde der Baum über Veranlassung des Klägers und vom Grundstück 

des Klägers aus gefällt  (ON 106,  13; Turan,  ON 34, AS 137),  auch,  weil  der Baum dem 

Sachverständigengutachten  zufolge  nicht  mehr  verkehrssicher  war  (/1-B).  Um  ihn 

verkehrssicher zu halten, hätten Maßnahmen gesetzt werden müssen, die zwischen Kläger 

und Beklagten abzustimmen gewesen wären. Das erschien dem Kläger schwer realisierbar, 

weshalb ihm die Fällung sinnvoller erschien. 
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Es kann nicht festgestellt werden, ob der Baum in einem Bereich der Böschung stand, 

der letztlich abgegraben wurde, womit er jedenfalls gefällt worden wäre. 

Zu  diesen  Feststellungen  gelangte  das  Gericht  aufgrund  folgender 

Beweiswürdigung: 

Soweit  sich die Feststellungen auf  unbedenkliche Beweisergebnisse gründen,  sind 

diese in Klammerausdrücken bei der jeweiligen Feststellung angeführt. 

Strittig und entscheidungswesentlich war insbesondere 

zu I)  ob durch die Abgrabungen der Beklagten das Grundstück des Klägers vertieft wurde 

und ob bzw. welche Nachteile der Kläger dadurch erlitten hat;  

zu II) ob der gefällte Baum ein Grenzbaum und ob die Fällung durch den Kläger rechtswidrig 

war.

Zu I) Abgrabungen:

Das Ausmaß der Abgrabungen ergibt sich auch aus der, einen Bestandteil des Urteils 

bildenden Urkunde ./A. 

Dass die Baugrube auf der Liegenschaft der Beklagten noch nicht vorhanden war, als 

der Kläger seine Liegenschaft erwarb, ergab sich unzweifelhaft aus seiner Aussage (On 47, 

233f) und aus der Beilage ./P, einem Orthofoto aus dem Zeitraum 2016- 2018, das begrünte 

Bäume zeigt und daher nicht von einem früheren Zeitpunkt als Frühsommer 2016 stammen 

kann. Auf diesem Foto ist noch kein Aushub auf dem Grundstück der Beklagten erkennbar. 

Der Kläger erwarb das Grundstück im April 2016 sohin vor Frühsommer 2016, die Baugrube 

entstand zweifellos zu einem späteren Zeitpunkt. 

Zur Vertiefung des Grundes des Klägers

Dass die Abgrabungen bis zu 1,5m in das Grundstück des Klägers hineinreichten, 

ergab sich ohne jeden Zweifel schon aus der unmittelbaren Wahrnehmung der Richterin im 

Zuge  des  Lokalaugenscheins,  darüber  hinaus  war  auch  aus  dem  im 

Beweissicherungsverfahren erstellten Befund und aus diversen Lichtbildern (./C, Lichtbild 2 

und  5)  zweifellos  ersichtlich,  dass  die  Abgrabung  bis  an  den  Gehweg  heranreichte,  der 

unstrittig deutlich innerhalb der Grundstücksgrenzen des Klägers verläuft. 

Dass der  Zeuge Gillig  zunächst  angab,  so weit  sei  sicher  nicht  hinüber  gegraben 

worden,  vermochte die anderen Beweisergebnisse nicht  zu widerlegen,  zumal  der Zeuge 

selbst angab, die Arbeiten seien aufgrund der steilen Böschungslage schwierig gewesen. Es 
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erscheint deutlich lebensnäher, dass die Versuche, auf der schrägen Böschung eine gerade 

Kante herzustellen, es notwendig machten, weiter und weiter -letztlich zu weit und bis in das 

Grundstück des Klägers hinein zu graben. Angesichts der Lichtbilder insbesondere aus dem 

Beweissicherungsakt gestand auch der Zeuge Gillig letztlich zu, dass „es so gewesen sein 

wird“, wenn es auf dem Lichtbild so ersichtlich ist (ON 64, AS 419). 

Die  Feststellungen  zur  Reduktion  der  Standfestigkeit  und  Bebaubarkeit  der 

Liegenschaft   gründen  weitestgehend  auf  den  jeweils  zitierten  Ausführungen  des 

Sachverständigen Neumann, die mit  den Angaben der (durchaus auch sachverständigen) 

Zeugen, wie insbesondere der Zeugen Rausch und Ströhle und auch mit den seitens des 

Klägers im Vorfeld eingeholten Gutachten in Übereinstimmung zu bringen waren. 

Dass die Spritzbetonschale keine hinreichende Hangsicherungsmaßnahme darstellt, 

ergab sich sowohl aus den Ausführungen des Sachverständigen, als auch aus den Angaben 

des  Zeugen  Ströhle,  der  ausführte,  dass  keine  ausreichenden  Entlastungsbohrungen 

vorhanden  gewesen  seien  und  der  Betonschale  außerdem  der  Fuß  fehle,  sodass  die 

Sicherung von der Standfestigkeit nicht wirklich verwertbar sei. Es seien auch keine richtigen 

Nägel  verwendet  worden,  wie  sie  in  einer  Spritzbetonvernagelung  verwenden  werden, 

sondern lediglich Spieße (Ströhle, ON 64, AS 433). Auch der Zeuge Wistawel verwies darauf, 

dass es sch nicht um eine Nagelwand mit Spritzbetonschale handle, sondern um eine reine 

Spritzbetonschale mit eingeschlagener Bewehrung (Wistawel, ON 34, AS 141f). 

Dass  für  die  seitens  der  GHD  Bau  vorgenommene  Hinterfüllung  weder  speziell 

geeignetes Material ausgewählt, noch das eingebrachte Material ordnungsgemäß verdichtet 

wurde,  ergab  sich  schon  daraus,  dass  die  Auswahl  besonderen  Materials  nicht  einmal 

behauptet wurde. Der Zeuge Gillig führte aus: „Wir haben die Hinterfüllung teilweise gemacht. 

Wenn ich mich richtig erinnere, ist da Schotter eingebracht worden und verdichtet worden 

und dann mit  dem Erdmaterial,  das wir  vorher abgegraben haben,  aufgeschüttet worden. 

Auch  das  Erdmaterial  ist  mit  einer  Rammax-Walze  verdichtet  worden.  Der  Schotter  ist 

zugeführt worden. Welcher Schotter das war, weiß ich nicht.“ (ON 64, AS 425f).

Dass die möglicherweise vorgenommene Verdichtung des eingebrachten Materials 

nicht  hinreichend  war,  ergab  sich  insbesondere  daraus,  dass  sich  im  Bereich  der 

Hinterfüllung  Risse  zeigen  (./C,  Lichtbild  14),  was  dem  Sachverständigen  zufolge  ein 

eindeutiger Hinweis darauf ist, dass nicht ordnungsgemäß verdichtet wurde (SV ON 64, AS 

451f). Der Zeuge Ströhle, der im Jahr 2020 über Auftrag der Gemeinde Baden ein weiteres 

geologisches  Gutachten  zur  Abklärung  der  Böschungsstandsicherheit  sowie  zu  den 

erforderlichen  Maßnahmen  für  die  Gewährleistung  einer  dauerhaften  und  ausreichenden 

Böschungsstandsicherheit  im  Bau-  und  Endzustand  erstattete,  bezog  sich  in  seinem 

Gutachten nur auf den Bereich westlich des Hauses der Beklagten. Er konnte zur Qualität der 
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Anschüttung  hinter  dem Haus  keine  Angaben  machen  (GA Ströhle,  zu  ON 59,  AS 337; 

Ströhle, ON 64, AS 431).  

Zur Wertminderung

Die  Feststellungen  zur  –  nicht  gegebenen  –  Wertminderung  gründen  auf  den 

nachvollziehbaren  Ausführungen  des  Sachverständigen.  Nachdem  es,  wie  festgestellt, 

technisch  möglich  ist,  durch  Verdichtung  und  Stützbauwerke  wieder  jenen  Zustand  des 

Bodens herzustellen, der vor der Abgrabung vorhanden war, ist nicht ersichtlich, worin die 

Wertminderung liegen sollte. 

Das Risiko, dass die Wiederherstellung nicht ordnungsgemäß durchgeführt würde und 

trotz  anderer  technischer  Möglichkeiten  eine  reduzierte  Belastbarkeit  von  Teilen  des 

Grundstücks des Klägers verbleiben könnte, findet im Feststellungsbegehren seine Deckung. 

Zur seitens des Klägers errichteten Steinschlichtungsmauer

Die Feststellungen zu den Auswirkungen der durch den Kläger auf  seinem Grund 

errichteten Steinschlichtungsmauer  gründen  auf  den Ausführungen  des  Sachverständigen 

und dem Gutachten des DI Ströhle (./X, SV On 87,II, AS 75).

Zu den Kosten der seitens des Klägers eingeholten Sachverständigengutachten 

Die Feststellungen zu den eingeholten Gutachten gründen auf den entsprechenden 

Urkunden. 

Zu II) Baum: 

Dass der Baum auf dem Grundstück der Beklagten nahe der Grenze zum Grundstück 

des  Klägers  stand,  ergab  sich  zum  einen  aus  dem  seitens  des  Klägers  vorgelegten 

Gutachten ./1-B, in welchem angeführt ist, dass der Sachverständige zur Beurteilung eines 

Baumes im Garten Hochstraße 45 (dem Grundstück der Beklagten) „nahe der Grenze zu 

Nummer 47“ gerufen wurde. Auch im Lageplan in ./1-B ist der Baum auf dem Grundstück der 

Klägerin eingezeichnet. Darüber hinaus gaben sämtliche Zeugen und auch die Beklagte an, 

der Baum wäre auf dem Grundstück der Beklagten gestanden (Turan, ON 34, AS 136f; Sassi, 

ON 34, 138f; Gillig, ON 64, 429; Bekl ON 106, 175; E-B . Einzig der Kläger sprach von einem 
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Grenzbaum (Kl ON 34, AS 153; ), was vor dem Hintergrund der anderen Beweisergebnisse 

nicht überzeugen konnte.

Die Feststellungen zum Zustand des Baumes gründen auf dem Gutachten ./1-B. Auch 

der Zeuge Gillig führte aus, es  sei „kein besonders schöner Baum mehr“ gewesen (ON 64, 

429). 

Dass  die  Beklagte  ihre  Zustimmung  zur  Fällung  des  Baumes  nicht  erteilte,  war 

unstrittig (Kl, 106, 197; Bekl 106, 175f). 

Die  Negativfeststellung  zum  exakten  Standort  des  Baumes  im  Verhältnis  zur 

abgetragenen  Böschung  wurde  notwendig,  weil  hierzu  keine  hinreichenden 

Beweisergebnisse vorlagen. 

Rechtlich folgt daraus: 

Zu I) 

Abgrabungen: 

Gemäß § 364b ABGB darf ein Grundstück nicht in der Weise vertieft werden, dass der 

Boden oder das Gebäude des Nachbarn die erforderliche Stütze verliert. Genau das aber war 

hier, wie festgestellt der Fall. 

Der Kläger als Eigentümer des gefährdeten Grundstücks hat daher das Recht, diese 

Vertiefung  zu  untersagen  und  verschuldensunabhängig  die  Wiederherstellung  der 

erforderlichen  Stütze  zu  verlangen  (Holzner in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.06 § 364b 

Rz1).  In  diesem  Sinne  war  dem  Unterlassungsbegehren  wie  auch  dem  Begehren  auf 

Wiederherstellung stattzugeben. 

Wie  festgestellt,  ist  es  im  derzeitigen  Zustand  nicht  unwahrscheinlich,  über  einen 

Zeitraum von mehreren Jahren betrachtet sogar durchaus wahrscheinlich, dass es zu einer 

Durchfeuchtung des Erdreichs auf dem Grundstück des Klägers und in der Folge – aufgrund 

der  fehlenden  Standsicherheit  infolge  der  rechtswidrigen  Abgrabungen  -  zu  einem 

Hangrutsch kommt. Der Kläger hat daher ein rechtliches Interesse an der Feststellung der 

Haftung der Beklagten für künftige sich aus der Hangabgrabung ergebende Schäden. Auch 

dem Feststellungsbegehren war daher stattzugeben. 

Im Hinblick auf die Leistungsbegehren ist zu differenzieren: 

Die Kosten für die zusätzliche Bewehrung des Fundaments in Höhe von € 17.180,-, 

die, wie festgestellt, nur aufgrund der Abgrabung des Nachbargrundstücks notwendig wurde, 
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stehen dem Kläger aus dem Titel des Schadenersatzes ebenso zu, wie die Kosten der infolge 

der Abgrabung eingeholten Stellungnahmen und Gutachten in Höhe von € 10.967,23, die der 

Abklärung dienten, ob eine Bauführung auf dem Grund des Klägers unter den geänderten 

Voraussetzungen überhaupt noch möglich ist und ob bzw. welche Sicherungsmaßnahmen 

ergriffen werden müssen. 

Es waren daher € 28.147,23 zuzusprechen.

Der  über  den  für  die  zusätzliche  Bewehrung  seitens  des  Sachvertständigen 

bezifferten aufzuwendenden Betrag von € 17.180,- hinaus begehrte Betrag konnte nicht als 

durch die rechtswidrige Abgrabung verursachter Schaden beurteilt  werden und war daher 

ebenso wenig zuzusprechen, die die begehrten € 39.000,- an Wertminderung, die ebenfalls 

nicht erwiesen wurden. Das Mehrbegehren auf Zahlung von weiteren € 40.100,07 war daher 

abzuweisen. 

 

Zu II)  

Baum: 

Die  Geltendmachung  eines  Unterlassungsanspruchs  setzt  einen  rechtswidrigen 

Eingriff in geschützte Rechtsgüter und Wiederholungsgefahr voraus. 

Wie festgestellt handelte es sich bei der gefällten Esche nicht um einen Grenzbaum, 

sondern  stand  der  Baum  auf  dem  Grundstück  der  Beklagten.  Die  Beklagte  war  daher 

Eigentümerin und der Kläger nicht  für  die Pflege des Baumes oder für  die Abwehr einer 

allfällig von ihm ausgehenden Gefährdung verantwortlich. 

Auch wenn der Kläger das Grundstück der Beklagten nicht betrat, sondern der Baum 

vom Grundstück des Klägers  aus gefällt  wurde,  liegt  in  der  Fällung eine Verletzung des 

Eigentumsrechts  der  Beklagten  und damit  ein  rechtswidriger  Eingriff  in  deren  geschützte 

Rechtsgüter, welcher das Vorliegen der Wiederholungsgefahr indiziert. 

Der Unterlassungsanspruch der Beklagten besteht daher zu Recht 

Durch die Fällung des Baumes hat der Kläger der Beklagten darüber hinaus einen 

Schaden  im  Höhe  des  Wertes  des  Baumes  zugefügt.  Dass  der  Baum  aufgrund  der 

Abgrabungen ohnedies gefällt werden hätte müssen, womit kein Schaden entstanden wäre, 

konnte nicht festgestellt werden. Die Beweislast hierfür wäre beim Kläger gelegen.

Wie festgestellt war der Baum 18m hoch und hatte einen Stammdurchmesser von 48 

cm, wies jedoch lediglich mittlere Vitalität auf. Er hatte daher nicht den Wert eines gesunden 
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Baumes. Gemäß § 273 ZPO war  Wert  eines mittelmäßig vitalen „nicht  mehr besonderes 

schönen“ Baumes mit € 4.000,- festzusetzen. 

Der Kläger hat der Beklagten daher den ihr durch Fällung des Baumes zugefügten 

Schaden in dieser Höhe zu ersetzen. 

Zur Kostenentscheidung

Die  Verfahrenskosten  sind  auf  die  verbundenen  Verfahren  im  Verhältnis  der 

Streitwerte (€ 148.832,30 zu € 30.483,53), das sind 83% zu 17% aufzuteilen. 

Zu I:  Der Kläger ist mit seinen Begehren auf Unterlassung (€ 10.000,-), Feststellung 

(€ 5.000,-) und Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands (€ 65.085,-) vollständig, mit 

dem Begehren auf  Leistung (€ 68.747,3) im Umfang von 28.147,23 durchgedrungen,  das 

entspricht einer Obsiegensquote von  72% (107.524,23 von 148.832,30). 

Dem Kläger steht daher im Hinblick auf die Quote von 83% der Ersatz von 44% seiner 

Kosten,  sohin € 16.053,12  (=  44%  von  83%  von  43.957,07)  zuzüglich  20%  Ust,  von 

€ 3.210,62, sohin € 19.263,74 zu.

Die  Barauslagen  sind gemäß § 43 Abs 1  letzter  Satz  ZPO von den Parteien im 

Verhältnis des jeweiligen Obsiegens bzw. Unterliegens zu tragen. Dem Kläger stehen damit 

72% der von ihm getragenen Barauslagen (€ 9.931,20), sohin € 7.150,-,  der Beklagten 28% 

der von ihr getragenen Barauslagen  (€ 8.153,-), sohin € 2.283,- zu. Insgesamt ergibt sich 

daraus ein Anspruch des Klägers auf Barauslagenersatz in Höhe von € 5.870,-. 

Zu II:  Die Beklagte ist mit ihrem Begehren auf Unterlassung (€ 10.000,-) vollständig 

durchgedrungen, mit ihrem Leistungsbegehren (€ 20.483,53) im Umfang von € 4.000,-. Das 

entspricht einer gesamten Obsiegensquote von 46%, sodass im Hinblick auf die Quote von 

17% gemäß § 43 ZPO mit Kostenaufhebung vorzugehen war. 

Landesgericht Wiener Neustadt

Abt. 27 , am 31.5.2023

Dr. Nina Painz-Skoczdopole, Richterin

Elektronische Ausfertigung
gemäß § 79 GOG
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BESCHLUSS

EXEKUTIONSSACHE:

Betreibende Partei
Mag. Bernd Gassner
Rainerweg 9-11/2/1
2500 Baden

vertreten durch
Huber Swoboda Oswald Aixberger 
Rechtsanwälte GmbH
Tuchlauben 11/18
1010 Wien
Tel.: 532 60 00, Fax: 532 60 00-40
(Zeichen: 223/23)

Verpflichtete Partei
Dr. Erika Sprintz-Hansen
geb. 08.01.1968
Goethestraße 43
50968 Köln
DEUTSCHLAND

Wegen: 
EUR 28.147,23 samt Anhang (Zwangsversteigerung von Liegenschaften)

A. Der betreibenden Partei wird wider die verpflichtete Partei aufgrund des rechtskräftigen und

vollstreckbaren Urteils  des  Landesgerichts  Wiener  Neustadt  vom 31.5.2023 zu AZ 27 Cg

59/19t,  Bestätigung  der  Vollstreckbarkeit  vom  16.8.2023  zur  Erwirkung  von  vertretbaren

Handlungen, nämlich

a) in den aus ./A des Gerichtsaktes zu AZ 27 Cg 59/19t des Landesgerichts Wiener Neustadt

ausgewiesenen  Bereichen  A,  B1  und  B2,  eine  Schwergewichtsmauer  in  Form  einer

Natursteinmauer zu errichten, die an der Rückseite (Zugzone) eine bewährte Betonschicht

aufweist, in welche die Natursteine eingebunden sind und

b) die in der ./Y des Gerichtsaktes zu AZ 27 Cg 59/19t des Landesgerichts Wiener Neustadt

genannten Arbeiten zur Herstellung des ursprünglichen Geländeniveaus und Herstellung der

ursprünglichen  Geländebeschaffenheit  des  Grundstücks  der  betreibenden  Partei

vorzunehmen, insbesondere die Baustelleneinrichtung, Lockerungsarbeiten des Erdmaterials

sowie  Abtransport  von  Erdmaterial,  Aufbringung  neuer  Schüttung,  Verdichtung  des  neu

aufgebrachten  Schüttmaterials,  der  Herstellung  einer  Dammaufstandsfläche,  des

REPUBLIK ÖSTERREICH
BEZIRKSGERICHT BADEN

5 E 42/23x
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Baugrubenaushubs  sowie  der  Baugrubensicherung,  des  Abtransports  des 

Baugrubenaushubmaterials,  der Lieferung und dem Einbau des Hinterfüllungsmaterials der 

Errichtung  des  Betonfundaments  in  frostsicherer  Tiefe  als  Basis  für  die  zu  errichtende 

Natursteinmauer, der Errichtung der Natursteinmauer sowie aller sonstigen Vorbereitungs-, 

Ausführungs- und Fertigstellungs- sowie Räumungs- und Reinigungsarbeiten,

die  Exekution  gemäß  §  353  EO  bewilligt  und  die  betreibende  Partei  ermächtigt,  diese 

Handlungen auf Kosten der verpflichteten Partei vornehmen zu lassen.

Die verpflichtete Partei ist schuldig, die Kosten der Ersatzvornahme von EUR 85.000,-- binnen 

14 Tagen an die betreibende Partei zu Handen des Betreibendenvertreters zu bezahlen.

Gemäß § 353 Abs 1 EO ist, wenn der Verpflichtete eine Handlung vorzunehmen hat, deren 

Vornahme durch  einen  Dritten  erfolgen  kann,  der  betreibende  Gläubiger  auf  Antrag  vom 

Exekutionsgericht zu ermächtigen, die Handlung auf Kosten des Verpflichteten vornehmen zu 

lassen,  wobei  dem  Verpflichteten  die  Vorauszahlung  dieser  Kosten,  welche  durch  die 

Vornahme der Handlung entstehen werden,  aufgetragen werden kann.  Der diesem Antrag 

stattgebende Beschluss ist in das Vermögen des Verpflichteten vollstreckbar.

Die  Bewilligung  der  Exekution  unterliegt  dabei  zwei  Beschränkungen.  Erstens  muss  die 

beantragte Ermächtigung im Titel Deckung finden. Zweitens, ist bei der Entscheidung über die 

von dem betreibenden Gläubiger beantragte Ermächtigung zu den Ausführungshandlungen 

zu berücksichtigen, dass die Ausführung der zu erwirkenden vertretbaren Handlung nicht mit 

einem überflüssigen Aufwand an Kosten erfolgt (Klicka in Angst/Oberhammer, EO3 § 353 EO 

Rz 10). 

Zur  genauen  Beschreibung  vorzunehmender  Arbeiten  kann  der  betreibende  Gläubiger 

nötigenfalls Pläne  oder  Sachverständige heranziehen (Höllwerth in Deixler-Hübner (Hrsg), 

Exekutionsordnung (38. Lfg 2023) zu § 353 EO Rz 18).

Die beantragten Maßnahmen finden im Titel Deckung. Die verpflichtete Partei hat eine sach- 

und  fachgerechte  sowie  geeignete  Hangsicherung  zu  errichten.  Dies  wird  auf  S.  20  das 

Gutachtens des DI Kurt Ströhle, welches von der Baubehörde der Stadtgemeinde Baden in 

Auftrag  gegeben  wurde,  im  Sinne  des  Exekutionsantrags  spezifiziert.  Weiters  hat  die 

verpflichtete  Partei  das  ursprüngliche  Geländeniveau  und  die  Geländebeschaffenheit  des 

Grundstücks der betreibenden Partei  wiederherzustellen. Diese Maßnahmen werden durch 

./Y des Gerichtsaktes zu AZ 27 Cg 59/19t im Sinne des Exekutionsantrags spezifiziert.

Die verpflichtete Partei wurde – was gesetzlich nicht verpflichtend, jedoch zulässig ist – zur 

Äußerung zur Höhe des Kostenvorschusses aufgefordert. Die Dokumente wurden an der von 
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der betreibenden Partei bekanntgegebenen Adresse zugestellt. Dabei handelt es sich um die 

im Titelverfahren angegebene Adresse, an welcher die verpflichtete Partei ihre Praxis betreibt. 

Die verpflichtete Partei äußerte sich hierzu jedoch nicht. Die Dokumente wurden unbehoben 

retourniert.

Aufgrund von erfolgreichen Zustellungen im Hauptverfahren zu 5 E 27/23s erfolgen nunmehr 

sämtliche Zustellungen an die verpflichtete Partei an der Adresse Goethestraße 43, 50968 

Köln.

Die Höhe der Vorauszahlung von EUR 85.000,-- beruht auf den vorgelegten Gutachten des DI 

Helmut  Neumann sowie  ./Y,  welche die  Kostenschätzung des DI  Neumann auf  Basis  der 

tatsächlichen Volumina (hierbei ist  in diesem Stadium des Verfahrens vom Vorbringen der 

betreibenden  Partei  auszugehen)  aktualisiert  und  orientiert  sich  diesbezüglich  am 

Minimumbetrag.

B.  Der  betreibenden  Partei  wird  wider  die  verpflichtete  Partei  aufgrund  desselben 

rechtskräftigen  und  vollstreckbaren  Urteils  des  Landesgerichts  Wiener  Neustadt  vom 

31.5.2023  zu  AZ  27  Cg  59/19t,  Bestätigung  der   Vollstreckbarkeit  vom  16.8.2023  zur 

Hereinbringung der vollstreckbaren Forderung von EUR 28.147,23

zuzüglich 4 % Zinsen p.a. aus EUR 28.147,23 seit 24.10.2019,

zuzüglich  der  Kosten  des  Titelverfahrens  von  EUR  25.133,74 samt  4  % Zinsen  p.a.  seit 

15.6.2023

und der Kosten dieses Antrags von EUR 1.201,60

die Zwangsversteigerung nachstehender Liegenschaften

Grundbuch 04020 Mitterberg

EZ 1050

B-LNr. 3

Anteile 1/1

bewilligt.
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Bezüglich  dieser  Liegenschaft  wurde  bereits  führend  zu  5  E  27/23s  das 

Versteigerungsverfahren eingeleitet. Die betreibende Partei tritt diesem Verfahren bei. 

Als Exekutionsgericht hat das Bezirksgericht Baden einzuschreiten.

Das  Bezirksgericht  Baden  als  Grundbuchsgericht  hat  den  Beitritt  zum 

Versteigerungsverfahren anzumerken. 

Die  Kosten  waren  um  die  nicht  anfallende  Eintragungsgebühr  für  das  Pfandrecht  zu 

reduzieren.

C. Der Antrag auf zwangsweise Pfandrechtsbegründung wird abgewiesen.

Der gleichzeitige Antrag auf zwangsweise Pfandrechtsbegründung und Zwangsversteigerung 

derselben Liegenschaft ist unzulässig (Jäger, RL Zwangsversteigerung 1; Heller/Berger/Stix, 

EO4  I  285; Puster,  Zwangsversteigerung2 Rz 207; Mini,  Zwangsversteigerung  von 

Liegenschaften  32;  LG  Eisenstadt  R  93/82  ExS  1982/110).  Im  Hinblick  auf § 152 EO  ist 

sie überflüssig:  Der  Gläubiger  kann  sich  ohnehin  nach  Einstellung  des 

Zwangsversteigerungsverfahrens ein zwangsweises Pfandrecht zugunsten seiner Forderung 

eintragen lassen (Mini in Deixler-Hübner (Hrsg), Exekutionsordnung (34. Lfg 2022) Vor §§ 133 

ff EO Rz 8).

Das  Bezirksgericht  Baden  als  Grundbuchsgericht  hat  die  Abweisung  des  Antrags  im 

Grundbuch anzumerken.

Zur   Zwangsversteigerung  :

Ab  dem  Zeitpunkt  der  Anmerkung  der  Einleitung  des  Versteigerungsverfahrens  sind 

Rechtshandlungen des Verpflichteten, die die in Exekution gezogene Liegenschaft oder das 

Superädifikat  sowie  deren  Zubehör  betreffen  und  die  nicht  zur  ordentlichen  Verwaltung 

gehören, den Gläubigern und dem Ersteher gegenüber unwirksam (§ 138 Abs 2 EO). Jedes 

Zuwiderhandeln wird seitens des Gerichts bei der Staatsanwaltschaft zur Anzeige gebracht.

Ein Wiederkaufsrecht, das auf den zu versteigernden Liegenschaften eingetragen ist, muss 

innerhalb eines Monates nach Zustellung dieses Beschlusses ausgeübt  werden,  widrigens 

das  Recht  nach  Durchführung  des  Versteigerungsverfahrens  ohne  Anspruch  auf 

Entschädigung aus dem Meistbot gelöscht wird.

Gegen diesen Beschluss können Sie Rekurs erheben. Die Frist für den Rekurs beträgt 14 
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Tage. Sie beginnt mit dem auf die Zustellung des Beschlusses folgenden Tag und kann nicht 

verlängert werden. Der Rekurs muss von einem Rechtsanwalt unterschrieben sein. 

Personen,  die  lediglich  als  Pfandgläubiger  der  zu versteigernden Liegenschaften oder  als 

Wiederkaufsberechtigte  von  der  Versteigerungsbewilligung  benachrichtigt  werden,  können 

diesen Beschluss durch ein Rechtsmittel nicht anfechten.

Die  Anordnung  der  bücherlichen  Anmerkung  der  Einleitung  des  Versteigerungsverfahrens 

kann durch ein Rechtsmittel nicht angefochten werden.

Die  Aufforderung,  einen  Kostenvorschuss  zu  erlegen,  kann  nur  hinsichtlich  der  Höhe 

angefochten  werden,  wenn  der  Kostenvorschuss  EUR  2.000,-  übersteigt;  sonst  ist  die 

Aufforderung unanfechtbar.

Wichtiger Hinweis:

Ein Wiederkaufsrecht, das auf den zu versteigernden Liegenschaften eingetragen ist, muss 

innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Beschlusses ausgeübt werden, widrigenfalls 

das  Recht  nach  Durchführung  des  Versteigerungsverfahrens  ohne  Anspruch  auf 

Entschädigung aus dem Meistbot gelöscht wird.

Zur   Ersatzvornahme  :  

Solange mit  der Durchführung der Ersatzvornahme noch nicht begonnen wurde,  kann der 

Verpflichtete auch nach Bewilligung der Exekution nach § 353 EO die Handlung noch selbst 

vornehmen bzw. das Werk selbst fertigstellen (SZ 46/1).

Die  Exekution  zur  Hereinbringung  der  Kosten  der  Ersatzvornahme  ist  erst  im  Fall  des 

Ungehorsams nach Ablauf der Leistungsfrist zu bewilligen (Sz 43/165).

Bezirksgericht Baden, Abteilung 5
Baden, 28. November 2023
Mag. Florian Ettmayer, LL.M., Richter
Elektronische Ausfertigung
gemäß § 79 GOG
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